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Sitzungsnummer: GR/21/2024
Bearbeiter: AL Riedler Christoph

E-Mail: gemeinde@seewalchen.eu

VERHANDLUNGSSCHRIFT
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

der Marktgemeinde Seewalchen a.A, am Donnerstag, den 26.09.2024 um 19:00 Uhr

im Rathaussaal, Rathausplatz 1 , 4863 Seewalchen am Attersee.

Anwesende:

ÖVP - Fraktion

FPÖ - Fraktion

SPÖ - Fraktion

Grüne - Fraktion

Schriftführer

1. BGM. Bgm. Gerald Egger, MBA ÖVP
2. VBGM. Klaudia Haberl ÖVP
3. GV. Markus Kitzberger ÖVP
4. GR. Markus Muhr ÖVP
5. GR. Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
6. GR. Peter Reiter ÖVP
7. GR. Jakob Moser ÖVP
8. GR. Mag. Maria Dachs ÖVP
9. GR. Gudrun Melik ÖVP
10. GR. Mag.Dr. Bernhard Roither ÖVP
11. GRE. Barbara Katrin Leithner-Mekiska ÖVP Vertretung für Herrn Gerald Filimon
12. GRE. Dieter Hölzli ÖVP Vertretung für Herrn Sebastian Kritzinger
13. GRE. Christoph Gingl ÖVP Vertretung für Herrn Ing. Martin Günther

14. GV. Karin Hemetsberger FPÖ
15. GR. Mag. Erich Kaniak FPÖ
16. GR. Mag. Irene Autengruber FPÖ
17. GR. Bernhard Niedermayr FPÖ
18. GRE. Liane Mangold FPÖ Vertretung für Herrn Siegfried

Schmuck

19. VBGM. Jürgen Kirchberger SPÖ
20. GR. Kerstin Zoister SPÖ
21. GR. Harald Huber SPÖ
22. GR. Rudolf Stockinger SPÖ
23. GR. Ursula Klein SPÖ
24. GRE. Gerald Mayrhofer SPÖ Vertretung für Herrn Ing. Kurt Berger
25. GR. Aleksandar Jovanovski SPÖ

26. GV. Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
27. GR. Mag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
28. GR. Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
29. GR. Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-La-

nge
GRÜNE

30. GR. Mag. Bernhard Strauch GRÜNE
31. GRE. MMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE Vertretung für Herrn Dr. Siegfried Gie-

rlinger

AL. MSc Christoph AL Riedler, MSc
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Zuhörer: 8

I. B Ü R G E R F R A G E S T U N D E

Frau Regina Gabriel meldet sich zu Wort und wolle als interessierte Gemeindebürgerin
von Seewalchen wissen, was zur Nachnutzung des alten Feuerwehrdepots vorschwebe
bzw.was hier bereits sei oder geplant sei. Leerstehende Gebäude seien ja immer schlecht.

Der Bürgermeister antwortet, dass leerstehende Gebäude in jeder Form schlecht seien.
Ein Teil werde zur Einlagerung von Utensilien für Vereine genutzt, die zum Beispiel früher
im Aichergut eingelagert gewesen seien. Im größeren Teil habe man jetzt auch vorüberg-
ehend immer wieder den Schmankerlmarkt drinnen. Man habe eine genaue Prioritätenli-
ste, nach der man die Projekte der Gemeinde abarbeite und dies sei im Projekt- und Wirt-
schaftsausschuss für die nächsten Sitzungen mit drinnen. Es sei hier auch Ortskern ei-
niges an Themen notwendig. In der letzten Gemeindevorstandssitzung seien auch Vor-
schläge gekommen, zum Beispiel für ein Sportgeschäft. Damit beschäftigte man sich de-
rzeit. Wenn wirklich etwas spruchreif werde, dann werde man das dementsprechend
auch öffentlichmachen. FrauMartina Brand vom Schulweg, direkt gegenüber vom Kinde-
rgarten, meldet sich zu Wort und gibt an, von der Änderung des Bebauungsplanes betr-
offen zu sein, auf eine viergeschoßige Bebauung.

Der Bürgermeister entgegnet, dass dies leider an diesemTag ein Tagesordnungspunkt sei.
Zu Tagesordnungspunkten, die auf der Gemeinderatssitzung seien, dürfeman keine Ausk-
ünfte geben. Er wolle sie (Anmerkung: Frau Brand) nicht so stehen lassen, da sie sich die
Zeit genommen habe. Man sei bei diesem Projekt ganz am Anfang und viergeschoßig sei
eines der Themen. Viergeschoßig werde es nicht, aber man wisse noch gar nicht, was es
werde.

Frau Martina Brand fragt nach, wie weit Anrainer bei einer Veränderung des Bebauung-
splans eingebunden seien.

Der Bürgermeister antwortete, dass bei einem Bebauungsplan der Ortplaner grundsä-
tzlich alle Gebäude im Umkreis anschaue. Dies ergebe sodann ein ausgiebiges Gutachten.
Nachdem habe man sich bisher immer gehalten, weil es als Grundlage diene.
Amtsleiter Christoph Riedler ergänzt, dass er entkräften wolle, denn die viergeschoßige
Bebauung sei im Gespräch gewesen. Dies sei ein Erstentwurf gewesen, aber von diesem
sei man abgewichen. Da seien auch mehrere Personen vom Gemeinderat dabei gewesen,
damit man auf dreigeschoßig gehen könne. Wenn jenes Vorhaben umgesetzt werde, we-
rde es auch in jener Form kommen. Viergeschoßig passe dort nicht.

Frau Helene Lindner, ebenfalls vom Schulweg, wolle dazu noch einhaken. Sie wolle wis-
sen, ob bei so einer Bebauungsplanänderung Anrainer miteinbezogen werden würden
oder ob dies nur von der Gemeinde sei.

Amtsleiter Christoph Riedler antwortet, dass dies ausgeschrieben werden und alle
verständigt werden würden. Man könne eine Stellungnahme abgeben, wenn dies so we-
rde. Aber es sei jetzt noch nichts spruchreif. Die Anrainerwürden verständigtwerden, weil
man eine Stellungnahme abgeben könne.Wenn dort gebaut werde und sie seien Anrainer,
weil sie im entsprechenden Radius seien, dann seien sie sowieso bei der Bauverhandlung
eingeladen.
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Frau Helene Lindner fügt hinzu, dass man als Laie immer nicht ganz genauwisse, welche
Schritte und wo man als Anrainer mit Ideen oder Anregungen sich einbringen könne oder
dürfe. Lieber ein bisschen früher dran sein und seinem Anliegen Gehör verschaffen.
Sie würden quer gegenüber vom Kindergarten wohnen und was sie ein wenig mit Sorge
erfülle,man habe es ja bisher nur über die Gemeindezeitung gesehen, sei die Infrastruktur,
die Verkehrssituation. Diese würde sie insbesondere interessieren, wie diese gelöst we-
rdenwürde, wenn dann sowohl der Kindergarten als auch dieMusikschule dort sein solle.
Man sehe dies ein wenig problematisch.

Der Bürgermeister antwortet, dass es jetzt erst einmal eine Machbarkeitsstudie gebe
und alles andere müsse man dann erstmal planen und mit einarbeiten. Das Gute sei, dass
eineMusikschule zu einem anderen Zeitpunkt Parkplatzbedarf habe, als ein Kindergarten.

Frau Helene Linder wolle da ein wenig widersprechen. Das stimme eigentlich nicht, weil
die Abholzeiten von den Kindergärten um 14.00 und 16.00 Uhr seien und dies sei eigentlich
zeitgleich mit der Musikschule.

Frau Martina Brand ergänzt, dass man dort jetzt schon schwer überlastet sei in dieser
Gegend. Sie wisse nicht, ob man sich dessen bewusst sei. Es sei zu diesem Zeitpunkt am
Limit. Wenn nun im Kindergarten eine fünfte oder sechste Gruppe komme, das heiße 30
Kinder würden mehr gebracht und abgeholt werden, plus Parkplätze etc. Dies sei schon
einzubeziehen.

Der Bürgermeister antwortet, dass man dies definitiv in die Planungen miteinbeziehen
werde.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung vom ihm einberufen wurde;

b) die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle
Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich (per Mail bzw. Post) am
19.09.2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage
öffentlich kundgemacht wurde;

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

e) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 04.07.2024 bis zur heu-
tigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgel-
egen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verha-
ndlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden kön-
nen.

f) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Christoph Riedler bestimmt.
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g) Für die Unterfertigung der letzten Verhandlungsschrift vom 04.07.2024 werden
folgende Gemeinderatsmitglieder der Fraktionen bekannt gegeben:

Für die ÖVP-Fraktion: GV. Markus Kitzberger
Für die SPÖ-Fraktion: Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger
Für die FPÖ-Fraktion: GV. Karin Hemetsberger
Für die GRÜNE-Fraktion: GV. Claudia Hauschildt-Buschberger

II. B E R I C H T E

a) Auszahlung Zukunftsfonds 2023/2024 vom Land Oö. an die Gemeinde in der Höhe
von 158.401,39 € für die laufende Kinderbetreuung wurde durchgeführt.

b) Traktor – Bauhof
Für die Zukunftsplanungwird es notwendig sein einen neuen Traktor anzuschaffen.
Es wird nächstes Jahr mit der Beschaffung begonnen. Der Traktor ist jetzt 16 Jahre
alt und völlig durchgerostet.

c) Projekt „Versuch einer nachhaltigen Verbesserung der Schutzwirkung der Wälder
und Sicherung der Wildbachgerinne im Gefahrenbereich Buchberg – West“. Herr DI
Michael Schiffer von derWildbach- und Lawinenverbauung teilte uns mit, dass wir
ein gemeinsames Projekt bezüglich Buchberggrunse starten sollen. Es wäre sinnv-
oll über das gesamteGefahrengebiet ein Projektmit einer Laufzeit von 30 Jahre Zei-
traum zu eröffnen, um die nachhaltige Verbesserung der Schutzwirkung der
Wälder und die Sicherung derWildbachgerinne sicher zu stellen. Eine ständige und
laufende Betreuung des Gefahrenbereiches sicherstellt und nachhaltige Schutzve-
rbesserung der Wälder sicherstellt.

d) Von der Feuerwehrrücklage wird die Reparatur in der Höhe von 4.900,00 € für die
Feuerwehr Kemating für das Fahrzeug bezahlt.

e) Die Bauarbeiten für den Radweg Seewalchen – Gampern beginnen in der KW 39.

f) Die Kosten für das neue Fahrzeug der Feuerwehr Kemating wird zu 100 % vom LFK
finanziert. Dies wurde der Gemeinde in der Besprechung am 24.09.2024 mündlich
zugesagt.

III. II. B E S C H L Ü S S E D E S G EM E I N D E V O R S T A N D E S

a) Frau AstridMayerhoferwird ab 12.7.2024 als Vertragsbedienstete – in ein unbefris-
tetes Dienstverhältnis - in der GD 20.3 und ab 1.7.2025 in die GD 18.5 übernommen.

b) Die Bauarbeiten für die Sanierung des Langauwegwurden an die Firmen Niedernd-
orfer Bau Ges.m.b.H aus Attnangmit € 55.394,18 und die Firma BITUBAU ausWund-
schuh mit € 27.487,80. als Billigstbieter zu vergeben

IV. T A G E S O R D N U N G
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V. P R O T O K O L L

1. BUDGET
1.1. Nachtragsvoranschlag 2024 inkl MEFP
1.2. Voranschlag 2024 Kenntnisnahme des Prüfberichtes
1.3. Finanzierungsplan Wechselladefahrzeug Kran 1 (WLF-K1) für FF. Seewalchen

2. PROJEKTE
2.1. Grundsatzbeschluss: Neubau von Kindergarten und Musikschule am Stand-

ort Schulzentrum
3. FÖRDERWESEN

3.1. Ansuchen ESV Seewalchen für Zuschuss zur Sportstättensanierung
4. RAUMORDNUNG

4.1. Untersagung der Hühnerhaltung imWohngebiet
4.2. Erhöhung der Erhaltungsbeiträge - Beschlussfassung
4.3. Umwidmung Nr. 5.10 von Grünland in Wohngebiet mit SP3 – 1108/2, 1108/14

KG Litzlberg
4.4. Ediktalverfahren Nr. 1 - Bebauungspläne - ÖNORM B-1800 - Beschluss
4.5. Bebauungsplan Nr. 65 "Kettlleiten-Leharweg" - Beschlussfassung
4.6. Flächenumwidmung Nr. 5.21 von Grünland in Dorfgebiet Grundstücken

1423/2, 1412, 1407 – KG Seewalchen
5. INFRASTRUKTUR & VERKEHRSANGELEGENHEITEN

5.1. Katasterschlussvermessung "Radweg Neißinger Straße" Durchführung gem.
§§ 15 ff LiegTeilG

5.2. Antrag auf Veranlassung der grundbücherlichen Durchführung gem. § 15, La-
ngauweg

5.3. Grundeinlöse Geh- und Radweg Steindorf-Ost - Beschluss Kaufvereinbaru-
ngen Lechner

5.4. Grundeinlöse Geh- und Radweg Steindorf-Ost - Beschluss Kaufvereinbaru-
ngen Gemeinde

5.5. Entfall der Durchführung des Winterdienst auf Privatstraßen durch die Gem-
einde

6. KULTUR-, SOZIAL-UND UMWELT
6.1. Aufhebung der ortspolizeilichen Verordnung vom 12. April 2018: Fütterungs-

verbot vonWildvögeln an stehenden und fließenden Gewässern
7. KINDER- UND SCHULANGELEGENHEITEN

7.1. Beschlussfassung der Krabbelstuben-Tarifordnung
8. VERTRAG

8.1. Abschluss Stromeinspeisevertrag - PV Überschusseinspeisung FF Seew-
alchen

8.2. Abschluss Energieliefervertrag - Strom 2025-2026
8.3. Abschluss Vertrag Energiegemeinschaft - E-Fairteiler der Energie AG

9. AUFSICHTSBESCHWERDE
9.1. Einstellung aufsichtsbehördliches Beschwerdeverfahren DI Dr. Wiesinger

wegen Terrassennutzung
10. ALLFÄLLIGES
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1. BUDGET

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:

I. Nachtragsvoranschlag 2024 – Allgemein

Die Erstellung des Nachtragsvoranschlages erfolgte nach den Richtlinien der Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung - VRV. 2015, i.d.g.F., sowie nach den Be-
stimmungen der Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. und der Gemeindehaushaltsordnung
GHO.

Dabei wurden vor allem die Grundsätze der/des

J ä h r l i c h k e i t
V o r h e r i g k e i t
V o l l s t ä n d i g k e i t
E i n h e i t
B r u t t o v e r a n s c h l a g u n g
G e s a m t d e c k u n g
H a u s h a l t s a u s g l e i c h e s
S p e z i a l i t ä t
W i r t s c h a f t l i c h k e i t u n d S p a r s a m k e i t
W a h r h e i t, K l a r h e i t u n d G e n a u i g k e i t
Ö f f e n t l i c h k e i t

beachtet.

II.Vorbericht zumNachtragsvoranschlag2024gemäß§ 10Oö. Gemeindehaushaltsord-

nung (Oö. GHO)

Voraussichtliche Entwicklung der liquidenMittel, wobei die Zahlungsmittelreserve-
ngesondert anzuführen sind.

LiquideMittel

 Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Auszahlungen die Höhe der
Einzahlungen überschreitet und sich dadurch die liquiden Mittel um 1.619.100 Euro

1.1. Nachtragsvoranschlag 2024 inkl MEFP

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung:
(SU 31 + SU 33 + SU 35)

15.594.900,00

Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung:
(SU 32 + 34 + SU 336)

17.214.000,00

Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Geba-
rung)

-1.619.100,00
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verringern werden. Die finanzielle Ausgeglichenheit bleibt jedoch gegeben, da Hau-
shaltsrücklagen (Stand Ende 2024) in der Höhe von 1.270.600,00 Euro zur Verfügung
stehen.

 Die Verringerung der liquidenMittel verringern sich gegenüber demVoranschlag von
Euro 2.058.300,00 auf 1.619.100,00 um Euro 439.200,00.

Die Gründe für die Verringerung (um439.200,00wenigerwie im VA2024) der liquidenMit-
tel liegen:
in der investiven Gebarung (siehe Prioritätenreihung) auszugsweise die größten
VH:

 Neubau FW-Haus Seewalchen (inkl. Zwischenfinanzierung 492.600,00)
 Sanierung Straßenbeleuchtung
 Begegnungszone (Pfarrhofmauer)
 Radweg Gampern-Seewalchen
 div. Vorhabenwurden eingespart bzwhinausgezögertwie zB die Planungskosten für
Arztordination, Musikschule, altes FW-Haus, Strandbad oder Ortskern-Ideenwettb-
ewerb

folgenden einmaligen Auszahlungen:
 Verringerung der Ertragsanteile um Euro 74.700,00
 Krabbelstube Abgangsdeckung (Nachzahlung 2023 und neue Budgetwerte 2024)

folgenden einmaligen Einzahlungen:
 Mehreinnahmen bei Kommunalsteuer, Strandbadeintritte, Grundsteuer

Geplante Maßnahmen zur Gegensteuerung bei einer negativen Entwicklung:
 Die anstehenden Vorhaben lt. Prioritätenreihung auf deren Zweckmäßigkeit überpr-
üfen bzw den Zeitpunkt der Umsetzung dementsprechend ändern

 Einsparungen bei Ausgaben in der lfd. Geschäftstätigkeit vornehmen

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen

Zum Zeitpunkt der NVA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2024 vor-
aussichtlich folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zu Verfügung:

Rücklagenstand
01.01.2024

Zahlungsmittelreserve 1.1.24

allgemeine Haush-
altsrücklagen

2.012.800,00 1.914.483,79

gesetzlich zw-
eckgebundene
Haushaltsrückl-
agen

288.800,00 288.867,39

Summe 2.301.600,00 2.203.351,18
Differenz zwischen
Rücklagen und
Zahlungsmittelre-
serven

98.248,82
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Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten

Diemaximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 1 Abs. 1
Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel/bis zu 33,3 % der Einzahlungen der
laufenden Geschäftstätigkeit): 3.184.400,00 Euro

Es ist geplant, keinen Kassenkreditvertrag abzuschließen.

Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung
des nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit

Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht gilt,
müssen folgende Mittel in Anspruch genommen werden:

 Entnahme von allgemeinen Haushaltsrücklagen (inkl. Zahlungsmittelreserven)
in der Höhe von 106.900,00 Euro.

Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewicht

 Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird nicht erreicht, weil
 Sowohl der Finanzierungshaushalt als auch der Ergebnishaushalt und das
Ergebnis der lfd Geschäftstätigkeit durchgehend negativ sind

Geplante Gegenmaßnahmen:
 Die drei großen Vorhaben FW-Haus-NB, Sanierung Straßenbeleuchtung und
VS-Zwischenfinanzierung sind bis spätestens 2025 ausfinanziert

 Geringere Energiekosten durch Errichtung von PV-Anlagen sowie Straßenb-
eleuchtung-Sanierung (Energieeffizienz).

 Sorgfältige Überlegung, welche Projekte in den kommenden Jahren zu
welchem Zeitpunkt umgesetzt werden

 Kostenreduktionen bzwAusgleichszahlungen schaffen bei Bezirkshauptma-
nnschaft, Land und Bund in den Bereichen Sozialhilfe, Krankenanstalten so-
wie Kinderbetreuung

 Ausgabeneinsparungen in der lfd. Geschäftstätigkeit anstreben

Voraussichtliche Entwicklung desNettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisu-
ngen an Haushaltsrücklagen (SAO)

Das Nettoergebnis wirdwesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendu-
ngen beeinflusst. Diese betreffen insbesondere die geplanten Abschreibungen,

Ergebnis der laufenden
Geschäftstätigkeit

RA 2022 VA 2023 VA 2024

Einzahlungen: 12.237.851,42 12.499.900,00 12.970.400,00
Auszahlungen: 11.889.333,52 12.499.900,00 13.077.300,00
Saldo: 348.517,90 0,00 -106.900,00
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(1.661.900,00 Euro) geplante Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen
(740.800,00 Euro) und die geplante Dotierung bzw. Auflösung von Rückstellungen
(37.200,00/30.500,00) siehe Anlage 6q.

Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten

Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden

Es ist geplant zusätzliche Darlehen im laufenden Haushaltsjahr für folgende investive Ei-
nzelvorhaben aufzunehmen:

Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkei-
ten

Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing we-
rden laufend getilgt.

In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanz-
schulden und Verbindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt.

Es ist geplant im Haushaltsjahr 2024 keine vorzeitigen Tilgungen (=Sondertilgungen) vo-
rzunehmen.

VA 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028
Summe Erträge
(MVAG-Code 21)

13.856.800 13.574.600 13.813.700 14.061.500 14.168.800

Summe Aufwände
(MVAG-Code 22)

14.342.000 14.182.400 14.268.300 14.543.800 14.616.800

Nettoergebnis (SA
0)

-458.200 -607.800 -454.600 -482.300 -448.000

Entnahme von Hau-
shaltsrücklagen
(MVAG-Code 230)

2.276.900 298.300 445.300 118.000 57.200

Zuweisung von
Haushaltsrücklagen
(MVAG-Code 240)

1.252.200 0 0 0 0

Nettoergebnis (SA
00)

539.500 -309.500 -9.300 -364.300 -390.800

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe
Zwischenfinanzierungsdarlehen FW-Haus-NB.
(siehe GR-Beschluss)

684.300,00

VA 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028
Gesamtsumme:
(SU361)

871.300 874.400 282.300 286.900 293.300
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Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträge, Betrieb-
skosten, Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.)

Durch den Neubau des FW-Hauses Seewalchen muss ein Konzept für die Nachnutzung
des alten FW-Hauses erstellt werden.

Durch die Kündigung des Mietvertrages der Arztordination muss auch bei dieser Imm-
obilie eine Nachnutzung geregelt werden.

Beschreibungwesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergangener Haushal-
tsjahre, welche erst im Zeitraum der Veranschlagung und Finanzplanung wirk-
samwerden, soweit sie nicht bereits Bestandteil der Z 1 bis 6 sind.

Sämtliche finanzielle Auswirkungen sind in den Ziffern 1 bis 6 enthalten.

Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die
sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken
können, wobei diesemöglichst auchwertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind
Möglichkeiten zur Abfederung allfälliger negativer Auswirkungen aufzulegen.

Da sehr viele Projekte in nächster Zeit anstehen (siehe Prioritätenreihung) muss abgew-
ogenwerden,welche Projekte zuwelchemZeitpunkt umgesetztwerden, zumal noch äuß-
erst kostenintensive Vorhaben anstehen, welche noch nicht budgetiert sind

zB Kindergarten Seewalchen, Landesmusikschule, Strandbad, Regenwasserkanal Litzlb-
erg, Kanalsanierung Promenade, Ersatzankauf Traktor (statt Fendt)

Änderungen im Dienstpostenplan und ihre finanziellen Auswirkungen.

Es sind keine Änderungen im Dienstpostenplan geplant.

Weiterführende Informationen ...

Folgende Nachweise entfallen gem. § 8 Abs. 3 Oö. GHO, da keine entsprechenden Sachve-
rhalte vorliegen:

 keine

I. Nachtragsvoranschlag 2024 –wesentliche Kennzahlen

2021 2022 2023 2024
Krankenanstaltenbeitrag 1.376.100 1.481.200 1.764.900 1.894.900
Sozialhilfeverbandsumlage 1.646.900 1.618.400 1.814.400 2.044.600
Betriebskosten an den RHV 300.200 231.100 341.400 362.200
Stromkosten 71.600 62.800 161.100 156.300
Gaskosten 45.600 105.700 159.700 86.500
Personalaufwand (MVAG 2211) 1.404.100 1.572.700 1.661.400 1.837.100
Ertragsanteile 5.346.500 5.915.200 5.995.300 6.100.100
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II. Nachtragsvoranschlag 2024 – Zusammenfassung

Der Nachtragsvoranschlag 2024 ergibt in der laufenden Geschäftstätigkeit Einnahmen
in der Höhe von Euro 12.970.400,00 und Ausgaben in der Höhe von Euro 13.077.300,00 und
somit einen Fehlbetrag von Euro 106.900,00. Der Fehlbetrag kann durch Rücklagenentn-
ahmen ausgeglichen werden.

WesentlicheMehrausgaben gab es auszugsweise bei:
Reinigung Gemeindeamt, Nachverrechnung RA. Dr. Häupl, Reinigung KIGA. Seewalchen,
Abgangsdeckung Krabbelstube (Nachverrechnung 2023 und Aktualisierung 2024), Sanie-
rung Zierbrunnen.

Diese Mehrausgaben konnten durch folgendeMehreinnahmen ausgeglichen werden: Ei-
ntrittsgelder Strandbad, Kommunalsteuer, Grundsteuer, Sozialhilfeverbandsumlage (Mi-
nderausgabe) Gebührenbremse, BZ-Sonderzuschuss

Der Höchstbetrag an Kassenkrediten, die im Finanzjahr 2024 zur Aufrechterhaltung der
Zahlungsfähigkeit in Anspruch genommen werden dürfen, wird entsprechend den Bes-
timmungen des § 1 Abs. 1 OÖ Kassenkredit-Anhebungsverordnung mit € 3.184.400 festg-
elegt jedoch nicht in Anspruch genommen.

Die Betriebsüberschüsse bei der Abwasserbeseitigung werden für andere Bereiche (Stra-
ßenbau etc.) herangezogen, da sie damit in einem inneren Zusammenhang stehen.

Da auch der MEFP für die Jahre 2024-2028 in der laufenden Geschäftstätigkeit durchgeh-
end Fehlbeträge aufweist wird dringend empfohlen, Budgetkonsolidierungsmaßnahmen
zu setzen. Bei Durchführung der in der Prioritätenreihung gesetztenMaßnahmen und Vo-
rhaben beträgt der Rücklagenstand (Zukunftsrücklage) Ende 2028 lediglich noch Euro
80.300,00.

Nicht berücksichtigt in dieser Berechnung sind Kosten für:
 Neubau Kindergarten Seewalchen
 Neubau/Sanierung Landesmusikschule
 Regenwasserkanal Litzlberg
 Kanalsanierung Promenade
 Traktorankauf (statt Fendt)

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, auf Grund der einstimmigen Empfehlung im Gemei-
ndevorstand, den Nachtragsvoranschlag 2024 inkl. MEFP 2024-2028 in der vorliegenden
Fassung zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Nachtragsvoranschlag 2024 und MEFP 2024-2028 inkl. Prioritätenreihung

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:

1.2. Voranschlag 2024 Kenntnisnahme des Prüfberichtes
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Kenntnisnahme des Prüfberichts der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom
02.09.2024 über den Voranschlag 2024 (BHVBGem-2023-364915/313-KS). Mit Schreiben
vom 02.09.2024 wurde der dem Akt angeschlossene Prüfbericht über den am 14.12.2023
vomGemeinderat beschlossenen Voranschlag 2024 übermittelt. Das Ergebnis der Überp-
rüfung ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.

Erläuterung:
Der Voranschlag 2024wird von der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck NICHT zur Ken-
ntnis genommen weil 3 investive Einzelvorhaben nicht ausgeglichen dargestellt wurden.
Es sind dies die drei Kanalsanierungsvorhaben:

 BA.24 Sanierung Zone 1 und 2 (offene Ausführung)
 BA.25 Sanierung Zone 3-5 (offene und grablose Ausführung)
 BA.26 Sanierung Zone 1 und 2 (grablose Ausführung)

Alle drei Vorhaben werden heuer durch Kanalanschlussgebühren bzw. Rücklagenentn-
ahmen ausfinanziert.

Finanzierungsbedarf:
BA.24: Euro 8.300,00
BA.25: Euro 249.000,00
BA.26: Euro 35.200,00
Die drei Vorhabenwerden imNachtragsbudget 2024 richtig dargestellt sowie auch die re-
stlichen Empfehlungen laut Prüfbericht umgesetzt.
Somit wird den Vorgaben der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck bezüglich Sanierung
entsprochen.

Wortprotokoll:
GR Erich Kaniak meldet sich zu Wort und sagt, dass der Gemeinderat den Prüfbericht zur
Kenntnis nehmen solle. Er habe sich schon 42 Jahre über diese Kenntnisnahme von Prüfb-
erichten geärgert. Aber wenn so etwas passiere, wie jenesMal, dass die Bezirkshauptma-
nnschaft Vöcklabruck einen Prüfbericht nicht zur Kenntnis nehme, dann sei dies eine inte-
ressante Formulierung. Einer lese es durch, nehme es nicht zur Kenntnis , obwohl er ihn
gelesen habe. Damüsse irgendetwas an der Formulierung nicht stimmen. Sonst gebe es in
der deutschen Sprache eine andere Ausdrucksweise, um etwas nicht zur Kenntnis zu
nehmen. Es setze ja voraus, dass dieser dies vorher lese und dann könne dieser es zur Ke-
nntnis nehmen oder nicht. Dieser Gedankengang sei in der deutschen Sprache nicht gä-
ngig. Außerdem sei dies eine peinliche Sache, zwar nicht für die Gemeinde, sondern eher
für die Beamten, die sich da gegenseitig prüfen würden, wenn gewisse Regeln nicht eing-
ehalten werden würden. Dies sei jetzt erledigt worden durch den Nachtragsvoranschlag.
Soweit zum A, renommiert der Gemeinde, dass so etwas nicht passieren dürfe und B, eine
Nicht-Kenntnisnahme einer Behörde, dies sei überhaupt ein Unikum, das gehöre ins Kaba-
rett.

GR Bernhard Strauch sagt, dass er ihn extra ausgedruckt habe, weil er sich gedacht habe,
jemand möchte vielleicht eine Frage stellen. Er habe auch mit dem Kollegen gesprochen.
Manmüsse dazu sagen, dassman sich das Budget angeschaut habe und ihnen bei drei In-
vestitionsvorhaben ein Fehler unterlaufen sei. Ihm sei das, ehrlicherweise gesagt, selbst
nicht bewusst gewesen. Es ging dabei um eine Ziffer im Hintergrund, die immer Null sein
müsse, bei ihnen sei sie nicht null gewesen. Grundsätzlich habe es keine Auswirkung auf
das, was das ganze Gebilde sei. Er sage einmal so,man habe einfach drei Buchungen verg-
essen, die keine Auswirkung hätten. Dies sei es nicht nein, er habe auch gedacht, das kö-
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nne es nicht sein, aber bei dem Zahlenwerk, müsse er ehrlicherweise sagen, passiere es.
Er wisse, dass er darauf schauen müsse, dass auf dieser einen Seite rechts unten Null st-
ehe. Und dann sollte es sein, dass die Behörde, wie GR Kaniak sage, dies nicht zur Kenntnis
genommen habe, das habe ihn auch gewundert. Das störe ihn eigentlich massiv. Aber off-
enbar sei das Amtsdeutsch. Er habe das auch zur Kenntnis genommen undmanwisse, wo
der Fehler lag. Er glaube, erwerde nicht noch einmal passieren. Aber es habe keine Auswi-
rkungen auf das Rechenwerk oder die Darstellung der finanziellen Situation.

Der Bürgermeister wolle noch ergänzen, dass man gerade in der letzten Sitzung genauso
ein Lobmit drinnen hatte. Er glaube, die Arbeit, die dieMitarbeiter imHaus leisten, speziell
in der Finanzabteilung, da könneman froh sein, dassman solcheMitarbeiter habe. Es solle
nicht passieren, aber es werde eben gearbeitet.

Amtsleiter Christoph Riedler fügt hinzu, dass der Voranschlag eben nicht zur Kenntnis ge-
nommen werde, wenn die Vorhaben nicht ausgeglichen seien, das stehe so im Regelwerk
drinnen. Dies sei eine Zahl gewesen bei einemVorhaben, dasman vielleicht noch gar nicht
mache, was man nicht wisse. Man müsse das buchhalterisch darstellen und diese seien
100 Euro nicht ausgeglichen gewesen. Dies sei bei allen Gemeinden gleich, die dies nicht
gemacht hätten, somit sei er abgelehnt worden. Vielleicht sei dieWortwahlfalsch. Der Pr-
üfbericht sei abgelehnt worden. Aber das sei immer schon so – zur Kenntnisnahme – das
gebe es, er glaube, schon dreißig Jahre lang beim Voranschlag. Das werde sich auch nicht
ändern.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, auf Grund der einstimmigen Empfehlung im Gemei-
ndevorstand, den Prüfbericht der BH. Vöcklabruck vom 02.09.2024 (BHVBGem-2023-
364915/313-KS) über denVoranschlag 2024 derMarktgemeinde Seewalchen zur Kenntnis
zu nehmen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Prüfbericht vom 02.09.2024
Stellungnahme

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Datum vom 25.05.2023 wurde im Gemeinderat der Grundsatzbeschluss gefasst, für
das LAST-Fahrzeug der FF. Seewalchen eine Neubeschaffung gemäß GEP vorzunehmen.
Mittlerweile ist auch die Förderzusage durch das OÖ. Landesfeuerwehrkommando (AZ:
2023/FÖ/32572) eingelangt. Als nächster Schritt ist nun der Finanzierungsplan des La-
ndes OÖ (IKD-) zu beschließen.

1.3. Finanzierungsplan Wechselladefahrzeug Kran 1 (WLF-K1) für FF. Seewalchen
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Finanzierung:
VA.2026 (Zukunftsrücklage)

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dem Gemeinderat die Empfehlung auszusprechen,
den Finanzierungsplan (IKD) für das neueWechselladefahrzeug Kran 1 (WLF-K1) für die FF.
Seewalchen zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Finanzierungsplan IKD
Förderzusage Landesfeuerwehrkommando
Angebot MAN, Angebot Meisterbetrieb Keller

2. PROJEKTE

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung vom 16.09.2024 auf Basis der einstimmigen
Empfehlung imWirtschafts- und Projektausschuss den einstimmigen Beschluss gefasst,
demGemeinderat die Empfehlung auszusprechen, den Grundsatzbeschluss zu fassen, die
Musikschule gemeinsammit demKindergarten amSchulareal in Seewalchen zu errichten.

In der nächsten WIPA-Sitzung am 25.11.2024 werden Vorschläge zur Nachnutzung bzw.
zum Verkauf der alten Musikschule erarbeitet und präsentiert.

Wortprotokoll:
GR Markus Muhr will grundsätzlich sagen, dass er die Arbeit vom Projektausschuss und
vom Gemeindevorstand schätze. Er sei jedoch zu dem Entschluss gekommen, wenn man
sich die Zahlen ansehe vom Neubau, wenn man dies nun beschließe, dass man den
Neubau vom Kindergarten und der Musikschule mache, dann werde man um den Verkauf
des alten Gebäudes der Landesmusikschule nicht hinwegkommen. Deswegen werde er
nicht zustimmen.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger gibt an, die Entscheidung, dass es ihnen an diesem Tag vo-
rgelegt werde, über einen Neubau abgestimmt werde, grundsätzlich zu begrüßen. Er de-

2.1. Grundsatzbeschluss: Neubau von Kindergarten und Musikschule am Standort
Schulzentrum
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nke, dass eine Sanierung aus vielerlei Gründen einfach nicht mehr in Frage kommen wü-
rde. Man habe das auch vom Land beschieden bekommen, dass es einfach gescheit sei,
den aktuellen Anfordernissen des Lehrkörpers, der Schülerinnen und Schüler und allem
was dazugehöre, die Parkplatzsituation und so weiter, brauche es, dass man über ein
neues, gutes Gebäude für dieMusikschule nachdenke und gleichzeitig dürfeman nicht ve-
rgessen, dass man auch im Kindergarten dementsprechend mehr Kapazitäten brauche.
Darum sei er einfach froh, dass man dieses Projekt nun gemeinsam angehe. Wie man das
weiterhin finanziere, da sei er vollkommen klar, dass es hierfür einen Plan geben müsse.
Wenn am Schluss eine Lösung herauskomme, mit der allen leben könnten, das sei es ja in
Ordnung. Er sei hier allerdings schon der Meinung, dass man nun beschließen solle, die-
sen Bau durchzuführen und man sich im Projektausschuss dann ganz genau ansehe, wie
man dieses Projekt finanziere. Wenn jene Lösung, wie GR Markus Muhr gesagt habe, rau-
skommeund jenemehrheitsfähig sei, dannwerde es eineMehrheit geben.Wenn eine and-
ere Lösung herauskomme und diese sei noch besser, vielleicht kenne man diese ja noch
gar nicht, dann werde diese mehrheitsfähig werden. Daher ersuche er um Zustimmung
und bedanke sich, dass sie auch imWirtschaftsausschuss dabei gewesen seien und diese
gesagt hätten, dass man sich das noch einmal genau ansehe, um sich keine Chancen zu
verbauen.

Der Bürgermeister ergänzt, dass er glaube, dass alle froh sein würden, wenn man so eine
Lösung fände, an diese man an diesem Tag noch gar nicht denke.

GR Harald Mayrhofer meldet sich zuWort und gibt an, dass die Finanzierungsgeschichten
mit demVerkauf der altenMusikschule und demErhalt der Fassade, dies sei utopisch. Aus
seiner Sicht sei diese Summe so nicht erreichbar und dann stimme auch die ganze Finanzi-
erung nicht mehr. Er werde sich daher bei jenem Punkt enthalten.

GV Claudia Hauschild-Buschberger wolle auch etwas dazu sagen. Es sei im Wirtschafts-
ausschuss genau dieselbe Diskussion geführt worden. Sie habe ihre Fraktion darüber inf-
ormiert und deshalb sei der Antrag auch so formuliert, dass man dies voneinander tren-
nen könne. Es gehe nun darum, das Go zu geben, dass man aus der Misere rauskomme,
was die Musikschule und den Kindergarten betreffe, weil das sei ja nicht am nächsten Tag
fertig. Das dürfe man sich ja nicht so vorstellen. Wenn an diesem Tag ein Beschluss gefa-
sst werde, nehme das sehr viel weitere Zeit in Anspruch. In jeder Zeit könne sehr viel pas-
sieren, auch was eben die Musikschule alt betreffe. Sie halte es für fatal, dies nun sozus-
agen zu blockieren, weil man vielleicht mit der Lösung, die man noch im Kopf habe, die vi-
elleicht gar nicht die Lösung für das alte Musikschulgebäude sei, nicht einverstanden sei.
Sie würde auch sagen, dass es ein gutes Zeichen wäre, wenn man sich als Gemeinderat
dazu bekenne, dass man eine zeitgemäße Kinderbetreuung in einem gute Gebäude habe.
Genauso wie gute Unterrichtsmöglichkeiten und gute Unterrichtsbedingungen für die
Lehrerinnen und Lehrer der Musikschule und deshalb glaube sie, man sollte dies nun ei-
nmal auf die Reise schicken und dann kräftig schauen, dass die Reise gelinge.

Vizebgm. Klaudia Haberl meldet sich zu Wort und wollte kurz betonen, dass es um einen
Grundsatzbeschluss gehe undwie GVHauschildt-Buschberger sage, stehe nichts drinnen,
wie es weitergehe mit der alten Landesmusikschule. Dies gehöre auch gut überlegt, aber
nun gehe es um einen Grundsatzbeschluss und sie glaube, da seien sich alle einig, dass
man eine neue Musikschule oder eine sehr gute Musikschule brauche und auch einen Ki-
ndergarten. Deshalb sie auch für diesen Grundsatzbeschluss.
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GRMarkus Muhr erläutert, dass er glaube, dass manmit einem sanierten Gebäude für die
Schüler und für die Lehrer gute Verhältnisse schaffen könne. Es müsse nicht immer neu
gebaut werden, was Kindergärten oder Musikschulen betreffe. Manmüsse schon berück-
sichtigen, die Zahlen seien ja da, es liege ja imGemeindevoranschlag auf, dassman von ca.
500.000 Euro rede, diemanmindere Kosten hätte, wennman saniere, als wennman einen
Neubau machen würde.

GV Claudia Hauschild-Buschbergerwolle noch ergänzen, weil es ihrer Fraktion auchwich-
tig gewesen sei, habe man sich tatsächlich die Zeit kurz genommen und eine Begehung
vom alten Musikschulgebäude gemacht, dies jedem Gemeinderat auch möglich gewesen
wäre. Unter Zuhilfenahme der Lehrerinnen und Lehrer, die dort seien und der Direktion sei
ihnen schnell klar geworden, dass das Gebäude nichtmehr entspreche, es sei nicht barrie-
refrei. Es sei keine Möglichkeit, dort einen Aufzug zu errichten. Den Vortragssaal oben als
solches zu bezeichnen, man habe im Keller ein Feuchtigkeitsproblem, man habe Stromh-
eizung. Das Ganze sei interessant und spannend und das sei etwas, was sie nicht gewusst
habe, zum Beispiel, wenn man dort Umbauarbeiten durchführe, müsse man immer auf
den Schallschutz achten und dass die Leitungendann auch richtig verlegtwerdenwürden.
Das heiße, wenn man dort – und dies wisse GR Harald Mayrhofer auch – eine andere
Heizung zum Beispiel einbaue, dann müsse man dort wieder schauen, dass man die ga-
nzen Schallschutzsachen hinbringe und das würde eine riesige Geschichte werden und
amEnde des Tages sei man dann aber immer noch nicht barrierefrei undman habe zuwe-
nig Platz. Deshalb habe man sich da sehr viele Gedanken darüber gemacht und seien wi-
rklich zu dem Schluss gekommen, dass eine Sanierung des Gebäudes nicht zielführend sei
für die Ausübung eines Musikschulbetriebs.

GR Jakob Moser wolle wissen, wie weit man in dem Grundsatzbeschluss mitgebündelte
habe, was mit dem alten Musikschulgebäude passiere. Er habe ein bisschen ein Problem,
wenn für die Finanzierung eines Neubaus oder für den Umbau Gebäude oder Immobilien,
die im Gemeindegebiet ganz zentral liegen würden, verkauft würden. Die Gemeinde habe
es geschafft, dass vor 30 Jahren die Gebäude, die sie neu errichtet habe, sei es die neue
Gemeinde, sei es die neue Hauptschule, die neue Mittelschule und Volksschule, dass man
da keine Immobilien verkauft habe. Dasmüsse doch auch in der jetzigen Zeit möglich sein.
Er habe hier große Bedenken.

Der Bürgermeister antwortet, dass man sich einen ganzen Tag Gemeindevorstandsklau-
sur genommen habe. Man habe es auch imWirtschafts- und Projektausschuss behandelt
und man habe es nochmals im Gemeindevorstand behandelt. Es gebe keinen Beschluss,
wie man weitermache zu der alten Musikschule, wichtig sei, dass man das Projekt – wie
Claudia Hauschildt-Buschberger gesagt habe – auf die Reise schicke. Dies heiße nicht,
dass –wennman keine Finanzierung zusammenbringe –man dann auchwieder umdrehe.
Dies sei ein Grundsatzbeschluss.

GR Peter Reiter wolle auch bei GR Jakob Moser anschließen und finde, dass die Musik-
schule imZentrumwichtig sei für denOrt Seewalchen. Er glaube auch,wennman eine Fin-
anzierung aufstelle, dann solle man dieses Grundstück, diese Musikschule auf jeden Fall
in der Gemeinde behalten. Dies sei ihm ganz wichtig.

Der Bürgermeister antwortet, dass er glaube, dass so alle denken würde. Wenn man die
Finanzierung schaffe, würde keiner nein sagen. Genau dies werde das Themawerden, mit
dem man sich sehr kreativ auseinandersetzen werde. Er bitte, dass alle ihre Ideen in den
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Wirtschafts- und Projektausschuss kommen sollten. Er glaube, jene Aufforderung habe
jeder gehört und jeder sei willkommen und sie sollten es recht zahlreich machen.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund des einstimmigen Beschlusses im Gemei-
ndevorstand, demGemeinderat die Empfehlung auszusprechen, den Grundsatzbeschluss
zu fassen, die Musikschule gemeinsam mit dem Kindergarten am Schulareal in Seew-
alchen zu errichten.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:

Nein (1)

GRMarkus Muhr ÖVP

Enthaltung (1)

GR Ing. Harald Mayrhofer ÖVP

3. FÖRDERWESE

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Der Stockschützenverein ESV Seewalchen möchte seine Sportstätte sanieren und hat
dazu folgende Angebote eingeholt:

Sanierung der Asphaltbahn sowie Erneuerung der Beleuchtung. Die Gesamtkosten bel-
aufen sich auf knapp Euro 20.000,00. Mit dem Land OÖ wurde bereits Kontakt aufgen-
ommen und sollte eine Landesförderung in Anspruch genommen werden muss folgende
Finanzierung aufgestellt werden:

Der ESV Seewalchen ist bereit, die 33%mitzufinanzieren und würde zusätzlich die Mont-
age der Beleuchtung als Eigenleistung übernehmen.
Finanzierung:
Zukunftsrücklage

Antrag:
Der Bürgermeister stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevorstand
den Antrag, die Finanzierung der 42 % der Gesamtkosten (maximal Euro 8.400,00) zu
übernehmen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
2 Angebote , Ansuchen

3.1. Ansuchen ESV Seewalchen für Zuschuss zur Sportstättensanierung

Verein Eigenmit-
tel

33 % 6.600,00 €

Land Oö. 25 % 5.000,00 €
Gemeinde 42 % 8.400,00 €
Gesamt 20.000,00 €
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4. RAUMORDNUNG

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Das Landesverwaltungsgericht für Oberösterreich hat kürzlich in einemVerfahren, in dem
ein Bescheid des Bürgermeisters hinsichtlich der Untersagung der Hühnerhaltung im
Wohngebiet angefochten wurde, ausgesprochen, dass eine Hühnerhaltung im
Wohngebiet nicht zulässig ist. In diesem Verfahren wurde von der beschwerdeführenden
Partei behauptet, es würden auch andere Bewohner der Gemeinde Seewalchen, darunter
Mitglieder des Gemeinderates, Hühner imWohngebiet halten, ohne dafür beanstandet zu
werden. Nähere Angaben, die eineNachverfolgungmöglichmachenwürden,wurden nicht
gemacht. Den Mitgliedern des Gemeinderates wird diese Behauptung daher zur Kenntnis
gebracht, mit der Aufforderung, gegebenenfalls den gesetzmäßigen Zustand - keine
Hühnerhaltung imWohngebiet- herzustellen.

Wortprotokoll:
GRBernhard Strauch sagt, dass es ihm leid tue, aber er habe sich den Punktmehrmals gel-
esen, dieser habe ihn dann doch dazu bewogen, dazu etwas zu sagen, weil er sich nicht
sicher sei, dass er das Ganze verstehe. Er habe den Antrag mehr als ein Mal gelesen. Falls
es eine Botschaft darin gebe oder eine versteckte, er habe sie nicht verstanden. Der erste
Satz beschäftige sichmit einemUrteil eines Gerichtes. Der zweite Satz beinhalte eine Beh-
auptung, die selbst von der Gemeinde nicht nachvollzogenwerden könne. Für ihn ergäben
sich daher folgende Fragen.Würden sie imGemeinderat jetzt immermit nicht bewiesenen
Behauptungen konfrontiert werden? Welchem Zweck diene es, ihnen Behauptungen zur
Kenntnis zu bringen? Was solle man damit machen? Viel wichtiger für ihn sei noch, was
der Zweck einer nicht bewiesenen Behauptung, die nicht nachvollziehbar sei, zu veröffen-
tlichen?

Der Bürgermeister antwortet, dass es hierzu eine ganz klare Aussage gebe. Er hätte dies
unter die Berichte gegeben. Es habe von Richterseite geheißen, dass eine Information zu
wenig sei, da habe man gesagt, man gebe es in die Berichte hinein. Zuerst sei es in einem
Schreiben des gegnerischen Anwalts drinnen gestanden und der gegnerische Anwalt
habe es auch in der Verhandlung mehrfach erwähnt. Nachdem bei der Gerichtsverha-
ndlung keine Assistentin dabei gewesen sein, gehöre das Tondokument als Teil der ges-
amten Protokollierung. Damit sei auch festgehalten, dass er darauf hingewiesenwurde, in
einer kleinen Gruppe.

GR Bernhard Strauch entgegnet daraufhin, dass ihm kein Gesetz oder kein Schreiben bek-
annt sei, wo der Richter sie verpflichtet hätte, dies zur Kenntnis zu nehmen. Er habe dies
zumindest in den Unterlagen, die ihm zugänglich gemachtwurden, nicht gelesen. Das Zw-
eite sei, dass auf Basis einer nicht bewiesenen Behauptung eine Amtshaftung entstehen
solle. Er sei kein Idealist, aber dies würde er grundsätzlich einmal bezweifeln, vor allem
auch, weil man als Gemeinderat kein Vollzugsorgan sei. Er siehe hier daher auch keinen
Grund, ihm eine nicht nachvollziehbare Behauptung zur Kenntnis zu bringen.

Der Bürgermeister wiederholt nochmals, dass in jenemMoment, wenn ein Bürger komme
und sage, dass der Nachbar etwas mache, was er nicht dürfe, da müsse man als Behörde
etwas tun.

4.1. Untersagung der Hühnerhaltung imWohngebiet
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GR Erich Kaniak sagt, dass dieser Tagesordnungspunkt für ihn so skurril sei, dass es fast
kabarettreif sei. Normalerweise müssten hier 32 Experten sein mit Tieren, mit Hühnern.
Was mache man, wenn Tauben da seien. Was mache man mit Anzeigen von Katzen, weil
keine Vögel mehr da seien. Wenn man sich in diesen Zirkus hineinbegebe, das könne die
Bezirkshauptmannschaft in deren Verwaltungswegemachen, aber die Gemeinde, da sehe
er überhaupt keinenGrund, sichmit diesemzu befassen. Es sei einWitz, was hier passiere.
Als nächstes würden die Kleintierzüchter kommen. Es gebe genügend Vereine, er wisse,
dass Gruppen und Lobbys gebe, die dies vertreten könnten. Er frage, wieso der ganze
Gemeinderat da ein Verbot aussprechen müsse.

Der Bürgermeister antwortet, dass das Verbot sowieso schon gesetzlich verankert sei. Er
sei darauf hingewiesen worden und deshalb habe man agiert.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger gibt an, es ähnlich skurril zu finden. Kabarettreif würde er
nicht sagen, denn dies sei jamit Absicht lustig. Eine Kenntnisnahme eines Gesetzes, das er
zu befolgen habe, das wisse er, weil er Bürger dieses Landes sei und sich den Gesetzen zu
beugen habe. Er könne nicht… Er nehme GR Kaniak gerne mit, wenn jemand das nächste
Mal zu schnell fahre und übrigens einer der Gemeinderäte sei zu schnell gefahren…

Amtsleiter Christoph Riedler unterbricht die Wortmeldung und sage, dass Vizebgm. Ki-
rchberger dies nicht sagen dürfe. Das sei nicht der Wirkungsbereich vom Gemeinderat
oder vom Bürgermeister. Dies sei zwei Paar Schuhe, was dieser hier sage. DerWirkungsb-
ereich der Hühnerhaltung falle in jenen des Bürgermeisters, das Schnell fahren sei StVo.
Da müsse er schon sagen, dass das nicht stimme. Da sei jemand anderer dran, nicht der
Bürgermeister. Da müsse der Vizebürgermeister ein anderes Beispiel sagen.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger entgegnet daraufhin, dann eben das Falschparken zu
nehmen. Er würde nun gerne seine Wortmeldung fertig machen. Im Wirkungskreis der
Gemeinde geben es dann vielleicht bessere Beispiele. Dieses Mal habe man Hühnerhal-
tung, das nächsteMal habeman Falschparken, irgendetwas, was in die Gemeindebehörde
falle, was ortspolizeiliche Themen seien. Dann würde man das zur Kenntnis bringen. Wo
fange man an und wo höre man auf. Man habe echt ein Thema damit, dass ihnen gesagt
werde, dassman sich ans Gesetz zu halten habe. Daswisseman eh. So kommedas bei ihm
an und dies sei seine Aussage dazu.

Der Bürgermeister antwortet, dass es um die Kenntnisnahme gehe, dass eine kleine ge-
schlossene Gruppe etwas tun würde, was es nicht tun solle. Er sei vorm Kadi strafrech-
tlich und nicht mit 20 Euro, sondern strafrechtlich, wenn man es jetzt nicht kontrolliere,
daher dieser Tagesordnungspunkt.

Vizebgm. Klaudia Haberlmeldet sich zuWort, weil einige sagenwürden, dass dies kabare-
tthaft sei. Sie vertrete im Sommer oft den Bürgermeister im Amt. Vielleicht sei dies auch
das Sommerloch. Man glaube nicht, wie viele Sachen sie wegen jener Hühnerhaltung
habe, teilweise auch wegen Hundehaltung. Man müsse dem vom Amt her nachgehen. Sie
habe es einigen Leuten schon gesagt und sie darauf hingewiesen, dass sie im Siedlungsg-
ebiet seien und vom Recht her keine Hühner halten dürften. Man glaube es nicht, aber es
seien nicht wenige. Wenn die Nachbarn nicht agieren würden und es zu keiner Anzeige
komme, dannwisse man es nicht. Aber sobald man vom Amt weiß, dass da praktisch eine
Gesetzesübertretung sei, müsse man natürlich agieren. Sonst habe man da ein Problem.
Es sei nicht nur einmal so, es sei sehr oft und wenn man denke, das sei kabaretthaft, das
sei nicht so. Die Leutewürden dannmit demAnwalt drohen, aber es sei einfachGesetz und
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es dürfe nicht sein. Man könne vielleicht über das Gesetz diskutieren. Das brauche man
nicht. Es sei Gesetz und Tatsache und man müsse sich daran halten.

GV Karin Hemetsberger merkt an, kurz Stellung nehmen zu wollen. Sie wohne im Dorfg-
ebiet und habeHühner. Sie habe sich überzeugenmüssen, dass dies gestattet sei. Sie habe
ihre Hühner und die würden gehegt und gepflegt. Sie wisse einen anderen Fall, das sei vor
vielen Jahren in der Seifertstraße gewesen. Da habe ein Herr auch Hühner gehabt. Dies sei
bei den Nachbarn nicht so gut angekommen. Dieser sei vomAmt aufgefordert worden, die
Hühner wegzunehmen. Er habe die Hühner verkauft und es sei ruhig gewesen. Wennman
die Gesetze einhalte, gebe es eh nichts. Aber sie sage immer wieder, wo kein Kläger, da
kein Richter. Sie wisse selber von der Rosenau, da seien sehr viele, die drei oder vier Hüh-
ner habenwürden.Wen störe das? Aber wenn die Gemeinde eine Anzeige bekomme, dann
müsse das Amt dieser nachgehen.

GV Markus Kitzberger meldet sich zu Wort und gibt an zu glauben, dass der Jurist, der für
die Gemeinde arbeite oder beauftragt worden sei und diese Vorgangsweise empfehle und
dies sage, das sei rechtens. Es sei die Frage, wer von ihnen sich das herausnehme und
sage, ob das korrekt sei oder lächerlich. Man habe nicht umsonst empfohlen bekommen,
dass dies so zu machen sei, damit die rechtliche Situation passend hergestellt sei. Er gl-
aube, dass man sich auf Dr. Häupl durchaus verlassen könne und nicht gescheiter sein
sollte, als dessen Expertise.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger antwortet, dass es über die sachliche Richtigkeit, dass Hüh-
ner im Wohn- und Siedlungsgebiet nicht verloren hätten, keine Diskussion gebe. Das sei
klar, das sei geregelt und das sei so. Er brauche darüber nicht nachzudenken. Aber sich auf
Verdacht belehren zu lassen, dass man sich an das Gesetz zu halten habe, das nehme er
für sich in Anspruch, das brauche er nicht. Erwisse, er sei imWohngebiet undwenn er sich
amnächsten Tage zwanzig Hühner kaufe, dannwisse er, dass er das Gesetz übertrete. Das
brauche ihm keiner vorher zu sagen. Das sei das Thema, das er habe. Er wisse, es sei nicht
erlaubt und er wisse das und das brauche ihm keiner sagen.
GV Markus Kitzberger entgegnet, dass die Vorgangsweise der Belehrung in dieser Form
empfohlen worden sei. So sei es zu machen, dass dem Gesetz genüge getan sei.

GR Bernhard Niedermayr sagt, dass er es ganz amüsant fände, dass der Bürgermeister
dies auf die Tagesordnung setze und einfach gestaltet habe zur Kenntnisnahme. Vielleicht
besuche man das nächste Mal jeden Gemeinderat zuhause, ob dieser Hühner hätte, viell-
eicht sei dies einfacher, als wenn man es hier zerrede.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den vorliegenden Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Beschluss:mehrheitlich Annahme

Namentliche Abstimmung:
Ja (17)

BGM Bgm. Gerald Egger, MBA ÖVP
VBGM Klaudia Haberl ÖVP
GV Markus Kitzberger ÖVP
GRMarkus Muhr ÖVP
GR Peter Reiter ÖVP
GR Jakob Moser ÖVP
GRMag. Maria Dachs ÖVP
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GV Karin Hemetsberger FPÖ
GRMag. Erich Kaniak FPÖ
GR Bernhard Niedermayr FPÖ
GRE Barbara Katrin Leithner-Mekiska ÖVP
GRE Dieter Hölzli ÖVP
GRE Christoph Gingl ÖVP
GRE Liane Mangold FPÖ
GRE Gerald Mayrhofer SPÖ
GR Gudrun Melik ÖVP
GRMag.Dr. Bernhard Roither ÖVP
Nein (14)

GR Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
GRMag. Irene Autengruber FPÖ
VBGM Jürgen Kirchberger SPÖ
GR Kerstin Zoister SPÖ
GR Harald Huber SPÖ
GR Rudolf Stockinger SPÖ
GR Ursula Klein SPÖ
GV Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
GRMag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
GR Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
GR Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-Lange GRÜNE
GRMag. Bernhard Strauch GRÜNE
GRE MMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE
GR Aleksandar Jovanovski SPÖ

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Mit 01.01.2021 ist die Oö. ROG-Novelle 2021 in Kraft getreten und damit haben sich unter
anderemeinige Änderungen im Zusammenhangmit Aufschließungs- und Erhaltungsbeit-
rägen ergeben. Im § 28Abs. 3 Oö. ROG 1994 idgF.wurde die Ermächtigung geschaffen, dass
Gemeinden durch Beschluss des Gemeinderats in Form einer Verordnung für das gesamte
Gemeindegebiet über die gesetzlichen Beträge hinaus den Erhaltungsbeitrag für die Auf-
schließung durch eine Abwasserentsorgungsanlage und einerWasserversorgungsanlage
jeweils bis zum Doppelten pro Quadratmeter anheben können, sofern dies zur Deckung
der tatsächlich anfallenden Erhaltungskosten bzw. aus Gründen der Baulandmobilisie-
rung erforderlich ist. Die aktuelle Festsetzung des Erhaltungsbeitrags wurde geändert
(LGBl.Nr. 78/2023) und ist seit 1. Jänner 2024 gültig: Der Erhaltungsbeitrag beträgt für die
Aufschließung durch eine Abwasserentsorgungsanlage 33 Cent und für die Aufschlie-
ßung durch eine Wasserversorgungsanlage 15 Cent pro Quadratmeter.

Der Ortsplaner Arch. DI Kraus hat eine aktuelle Flächenbilanz erstellt. Aus dieser geht her-
vor, dass die Marktgemeinde Seewalchen/A. derzeit Baulandreserven von gesamt 39,60
ha = 13,37 Prozent aufweist.

4.2. Erhöhung der Erhaltungsbeiträge - Beschlussfassung

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=78/2023&Bundesland=Ober%C3%B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%C3%B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=78/2023&Bundesland=Ober%C3%B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%C3%B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=78/2023&Bundesland=Ober%C3%B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%C3%B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
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In der Marktgemeinde Seewalchen/A. wurden für das Jahr 2024 für 168 Baugrundstücke
Erhaltungsbeiträge für die Abwasserversorgungsanlage im Ausmaß von rund 15,5 ha
(=150.500m²), vorgeschrieben. Daraus errechneten sich laut derzeitiger Gesetzeslage bei
der Abwasserentsorgungsanlage von rund 52.000 Euro bei 0,33 €/m² für das Jahr 2024.
Eine Verdoppelung der rund 52.000 Euro bei den Erhaltungsbeiträgen ist allerdings desh-
alb nichtmöglich, da alle nicht bebauten Grundstücke durch die Bauabteilung geprüft wu-
rden. Dabei ist aufgefallen, dass für 74 Grundstücke nicht der Erhaltungsbeitrag zu ber-
echnen ist, sondern eine Bereitstellungsgebühr anfällt. Die Höhe der Bereitstellungsgeb-
ühr ist in der Kanalgebührenordnung geregelt und sollen die Gebühren dort ebenfalls an
die 0,66 €/m² angepasst werden.

Die Instandhaltungskosten für die Kanalisation von Seewalchen betragen laut Rechnung-
sabschluss 2023 rund 65.000 Euro.

Die Marktgemeinde Seewalchen/A. beabsichtigt ab den 01.01.2025 gemäß Oö. Raumord-
nungsgesetz 1994 idgF. die Erhöhung auf 0,66 Euro jem² für Abwasserentsorgungsanlage
auf Basis des nachstehend angeführten Verordnungsentwurfes.
Dies wird wie folgt begründet: Die oben angeführten, als Bauland gewidmeten Grundst-
ücke können auf Grund des Fehlens eines Bauzwanges und durchMangel an Baulandsich-
erungsverträgen keiner entsprechenden Bebauung zugeführt werden. Um den Baulandb-
edarf in der Gemeindegebiet decken zu können, ist es notwendig, dass eine Mobilisierung
dieser Flächen unterstützt wird. Damit die Abwasserentsorgungsanlage krisensicher um
amStand der Technik betriebenwerden kann und dies auch gewährleistet ist, ist es notw-
endig finanzielleMittel dazu aufzuwenden. Umdie finanzielle Belastung durch die steige-
nden Kosten für die Erhaltung und Instandhaltung zu kompensieren, ist es unabdingbar
die Erhaltungsbeiträge zu erhöhen. Daher ist die Erhöhung unumgänglich.



Seite 23 von 59

Nachfolgende Verordnung wäre hierfür durch den Gemeinderat zu beschließen:

V E R O R D N U N G

des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee vom 26.09.2024mit der
der Erhaltungsbeitrag erhöht wird.
Aufgrund des § 28 Abs. 3 Oö. Raumordnungsgesetz 1994, LGBl. Nr. 114/1993, idF. LGBl. Nr.
125/2020 wird verordnet:

§ 1
Gegenstand der Abgabe, Abgabenhöhe

(1) Der Erhaltungsbeitrag gemäß § 28 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 für Grundstücke

oder Grundstücksteile, die im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland

gewidmet, jedoch nicht bebaut sind, wird für das gesamte Gemeindegebiet nach Ma-

ßgabe des Abs. 2 erhöht.

(2) Der Erhaltungsbeitrag beträgt für die Aufschließung durch eine Abwasserentsorgung-

sanlage das Euro 0,66 pro Quadratmeter.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft.

Wortprotokoll:
GV Claudia Hauschildt-Buschberger sagt, dass sie eigentlich ganz begeistert über die
gute Aufbereitung der nicht genutzten Baulandreserven, nämlich auch nach deren Auf-
splitterung, in welchem Bereich das stattfinde. Sie finde es sehr eindrucksvoll, dass man
zu Beispiel beim Betriebsbaugebiet noch 25%, ein Viertel, nicht mobilisiert werden könne.
Man mache sich große Sorgen um den Einnahmensektor der Gemeinde. Man habe eben
ein Viertel Fläche im Betriebsbaugebiet zur Verfügung, was schon als Bauland gewidmet
sei und könne es nicht nutzen. Dasselbe Problemhabeman eben bei bebaubaren Gebieten
imWohngebiet und im Dorfgebiet und das halte sie für ganz schlimm, dass man eben das
Mittel der Neuwidmung ergreifenmüsse, damitman zuBauland komme,woman schon so
viele Reserven habe. Ganz spannend finde sie auch, dass der Ortsplaner schreibe, dass
man sehr hohe Baulandreserven habe. Nicht ein bisschen etwas, sondern dass man da
richtig gut dabei sei, bei etwas, woman vielleicht nicht so gut sein sollte. Deshalb begrüße
sie das, dass man da nun durchgreife, obwohl sie ganz ehrlich sage, dass man sich wahr-
scheinlich immer noch in dem Sektor bewege, dass das, was an Erhaltungsbeiträgen bez-
ahlt werde sowieso durch die Wertsteigerung eines brachliegenden Baulandes ausg-
eglichenwerde. Manwerde sich dort wahrscheinlich in Zukunft auch bessereModelle üb-
erlegen müssen und vor allen Dingen auch nochmals nachschärfen müssen, wenn man
tatsächlich umwidme. Dass man nicht nur Baulandsicherungsverträge ab 2.000 Quadra-
tmeter zwingend mache, sondern schon darunter gehen und dort auch noch andere
Sachenmiteinfüge. Man begrüße dies, wie gesagt, sehr und sie empfehle jeder und jedem
in dem Gremium, das dürfe man wahrscheinlich auch einmal herzeigen, dass man es sch-
warz auf weiß sehe, was man eigentlich an Potenzial an gewidmetem Gebiet, was nicht
genutztwerde, habe. Und dassMenschen, die aufmehreren Parzellen sitzenwürden, was
ja durchaus der Fall sei, diese vielleicht zu nicht utopischen Preisen an Gemeindebü-
rger:innen weitergeben würden, damit auch deren Kinder weiterhin in Seewalchen woh-
nen könnten.
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Der Bürgermeister antwortet, dass man den Vergleich zu anderen Gemeinden nicht sch-
euen brauche, prozentual auf die Gesamtfläche gesehen. Das Betriebsbaugebiet sei ein
bisschen ein eigenes Kapitel. Darüberwürdeman nochmit demWirtschafts- und Projekt-
ausschuss sprechen. Man sei heuer erstmals bei über einerMillion bei den Kommunalein-
nahmen. In diese Richtung tue sich einiges. Er gebe GV Hauschildt-Buschberger recht, die
Mobilisierung würde auch die Finanzkraft steigern, da habe man diesbezüglich auch eine
Steigerung auch den Fördersatz bei den Projekten, die nun anstünden.

GR HaraldMayrhofer entgegnet, dass er grundsätzlich erschüttert sei, dass jeder eine Ve-
rdoppelung zur Kenntnis nehme. Eine Verdoppelung sei für ihn ein No-Go und ihn betreffe
es in diesem Falle auch. Dasmit dem Betriebsbaugebiet und der (nicht verständlich) er sei
auch auf der Gemeinde gewesen und habe sich erkundigt. Das Kriterium, warum man die
Häuslbauer, die hinter dem Haus noch ein Grundstück für ein Kind oder Enkelkind haben
würden, in die Pflicht nehme sei, weil der Kanal dort in 50 Meter Entfernung vorbei gehe.
Das heiße, man bezahlt für die Abwasserentsorgung und die Erhaltung des Kanals. Wenn
er an den Kanal anschließenwolle auf jener Parzelle, dannwürden Kosten Ende nie entst-
ehen. Im Betriebsbaugebiet bemühe er sich wirklich schon seit Jahren um ein Verkehrser-
schließungskonzept undman scheitere an der Sturheit von Leuten, denen das gehöre. Di-
ese würden allerdings nichts bezahlen, weil bei der großen Fläche im Betriebsbaugebiet
der Kanal weiter wie 50 Meter vorbei gehe. Er sei auf jeden Fall dagegen, weil er es nicht
einsehe.

GR Erich Kaniak gibt an, es auch ungefähr in der gleichen Richtung zu sehen. Eine 100%ige
Erhöhung sei ein ordentlicher Eingriff in die Säcke. Was ihn am meisten störe, das seien
zwei Sachen. Das Erste sei die Wirkung. Wennman jetzt verdopple, irgendetwas anderes,
weil die Argumentation imBetriebsbaugebiet sei ja gut, da könne ein jeder zugreifen. Er fr-
age, warum da nichts passiere. Das Zweite sei die Argumentation, dass bestehende Kan-
alisationsanlagen von Leuten mitbezahlt werden sollen, die überhaupt nicht angeschlos-
sen seien, die überhaupt nichts damit zu tun hätten. Da würde er vielleicht eine andere
Argumentation finden. Das sei eine Belastung von Eigentum. Sie würden immer vonWert-
steigerung sprechen. Das seien ja in den Raum gestellte Behauptungen. Denn die Leute,
die diese Grundstücke haben würden, seien weder libanesische Clanmitglieder noch irge-
ndwelche Asylgruppierungen, die sich da festsetzen würden wollen. Dies seien zum gro-
ßen Teil einheimische Familien, die dies für deren Kinder reservierenwürdenwollen. Diese
würden jetzt fest zu zahlen aufgefordert. Es sei der Vorschlag 80% gewesen und jetzt
seien es plötzlich 100%.Man könne auch 150%sagen, das sei jetzt ehwurscht. Die Argum-
entation müsse besser werden.

Der Bürgermeister entgegnet, dass man den diesbezüglichen Grundsatzbeschluss dar-
über bereits gefasst habe.

GR Jakob Moser entgegnet, sich auch das letzte Mal aus mehreren Gründen enthalten zu
haben und es auch dieses Mal zu tun.

Amtsleiter Christoph Riedler ergänzt, dass Erhaltungsbeitrage Landesgesetz seien und
nicht Gemeinde.

GR Harald Mayrhofer entgegnet, die Kanalanschlussgebühr bereits bezahlt zu haben. Er
freue sich, wenn er dann anschließe, dass der Gemeinde Kosten entstehen würden, dass
sie zu ihm hinaufkommen würden.
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Amtsleiter Christoph Riedler fragt nach, ob es sich um die Kanalanschlussgebühr handle.

GRHaraldMayrhofer bejaht dies und spricht von den Aufschließungsbeiträgen in fünf Ra-
ten.

Amtsleiter Christoph Riedler antwortet, dass diese beim Bau indexgesichert angerechnet
werden würden.

GV Karin Hemetsberger fügt hinzu, dass man in der Sitzung vom 27. Jänner 2022 für den
Grundsatzbeschluss gestimmt habe, dass dies erhöht werde. Mit einer 100%igen Erh-
öhung könne sie sich allerdings überhaupt nicht abfinden. Dies sei ein absolutes No-Go.
Sie wolle nur an die Abstimmung für die Aufsicht in der Schule erinnern, die von 1 Euro auf
2 Euro erhöht wurde und wo man aufgrund der 100%igen Erhöhung angepflaumt wurde.
Das sei ein absolutes No-Go und nunwürdeman daswiedermachen. Siewürde sich daher
ihrer Stimme enthalten, denn mit 100% könne sie da nicht konform gehen.
Amtsleiter Christoph Riedler antwortet, dass die 2 Euro deswegen gewesen seien, damit
man eine Kostendeckung habe. Also die Erhöhung von 1€ für eine Betreuungsstunde auf
2€ sei deswegen gewesen, dass man eine Kostendeckung habe.

GV Karin Hemetsberger antwortet, dass man trotzdem deswegen verrissen wurde, weil
man dafür war.

Der Bürgermeister entgegnet, dass man manchmal Sachen nicht machen könne, wenn
man verantwortungsbewusst agiere.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt denAntrag, dass zur Baulandmobilisierung undDeckung der Erh-
altungskosten die Höhe der Erhaltungsbeiträge für die Aufschließung durch eine Abwass-
erentsorgungsanlage von 33 Cent auf 66 Cent erhöht werden.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:

Nein (2)

GR Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
GR Mag. Erich Kaniak FPÖ

Enthaltung (5)

GRMarkus Muhr ÖVP
GR Jakob Moser ÖVP
GV Karin Hemetsberger FPÖ
GRMag. Irene Autengruber FPÖ
GRE Liane Mangold FPÖ

Anlagen:
Flächenbilanz, Stellungnahme Ortsplaner, Baulandprognose, Verordnung
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Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Der Planungsausschussobmann berichtet, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am
19.05.2022 unter TOP 4.1 den mehrheitlichen Grundsatzbeschluss über die vorliegende
Änderung Nr. 10 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 sowie Änderung Nr. 5 des ÖEKs
Nr. 2/2020 gefasst hat.Er führt weiters aus, dass die Notwendigkeit der Änderung Nr. 10
des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 und Änderung Nr. 5 des ÖEKs Nr. 2/2020 im Gru-
ndsatzbeschluss des Gemeinderates vom 19.05.2022 ausführlich behandelt und dargel-
egt worden ist.

Mit Kundmachung vom28.09.2022wurde gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 die Absicht den
Flächenwidmungsplan Nr. 5/2020 für einen Teil der Ortschaft „Litzlberg“ neu aufzust-
ellen, durch 4-wöchigen Anschlag mit der Aufforderung kundgemacht, dass jeder, der ein
berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, seine Planungsinteressen beim Marktg-
emeindeamt schriftlich bekannt geben kann. Gleichzeitig wurde mit Verständigung vom
28.09.2022 gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 den Ämtern und Behörden innerhalb von 8
Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Marktgemeindeamt einzubri-
ngen. Ebenso wurde mit Verständigung vom 28.09.2022 gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994
den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme innerh-
alb von 4Wochen beimMarktgemeindeamt einzubringen. Dabei wurden die Grundstücks-
undMiteigentümer und Nachbarn im 10-m-Bereich nach den Bestimmungen des § 31 Abs.
1 Z 1 Oö. Bauordnung 1994 zu der von der Umwidmung betroffenen Parzelle Nr. 1108/2 und
1108/14, KG 50310 Litzlberg, in das Verfahren miteinbezogen. Es ergeben sich bei diesen
aber keine Änderungen in der Flächenwidmung, jedoch sind diese im Rahmen der Bürge-
rbeteiligung im Hinblick auf die Korrektur jedenfalls zu beteiligen.

Mit Schreiben (Email) vom 12.10.2022 teilt Frau Anna Feichtenschlager mit, dass sie sich
gegen eine Umwidmung ihrer Privatstraße mit der Grundstücks Nr. 1108/4 in eine öffentl.
Verkehrsfläche ausspricht. Dieses Grundstück soll weiterhin Privatstraße bleiben.
Mit Schreiben vom 10.10.2022 teilt die Netz Oö GmbH – Gasmit, dass die Umwidmung ihre
Ortsgasversorgung OGV 211 Seewalchen im Bereich der Parz. 1108/14 betrifft. Es besteht
ihrerseits kein Einwand gegen die Änderung, sofern die derzeitigenHöhen unverändert bl-
eiben bzw. sich nur geringfügige Änderungen ergeben, sodass eineÜberdeckung von 1,0m
gewährleistet ist und ein Bauverbotsstreifen von 1,0 m beiderseits der Leitungsachse von
jeglicher Bebauung freigehalten wird.
Mit Schreiben vom 10.10.2022 teilt die Netz Oö GmbH – Strom mit, dass kein Einwand
gegen die geplante Umwidmung besteht. Sie weisen darauf hin, dass auch längsführende
Gartenmauern, Garagen, Carports, Dachvorsprünge, Wintergärten und dgl. als Bebauung
gelten.
Mit Schreiben (Email) vom 17.10.2022 teilt Frau Dr. Salchner Christiane folgendes zus-
ammengefasst mit:

1. Das eindeutig öffentl. Interesse kann im vorliegenden Fall ihrerseits nicht nachvollz-
ogen werden.

2. Bei einer Umwandlung der privaten Straße in eine öffentl. Straße ist mehr Verkehr zu
erwarten (parkplatzsuchende Gäste).

3. Durch die Bebauung des Feldes kommt es zu einer weiteren Bodenversiegelung.

4.3. Umwidmung Nr. 5.10 von Grünland in Wohngebiet mit SP3 – 1108/2, 1108/14 KG
Litzlberg
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4. Die Zunahme des Verkehrs und eineweitere Bodenversiegelung kann nicht in unserem
Interesse sein.

Sie spricht sich daher gegen die geplante Umwidmung aus und stimmt einer Umwandlung
der Privatzufahrt in eine öffentl. Straße nicht zu.
Mit Schreiben (Email) vom 06.11.2022 teilt Familie Morscher mit, dass sie sich explizit
gegen eine Umwidmung der Straße in eine öffentl. Straße aussprechen und stimmen der
Umwidmung somit nicht zu.
Mit Schreiben vom 07.12.2022 wird vom zuständigen Raumordnungssachverständigen
des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und lä-
ndliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung/Örtliche Raumordnung, Herr Dipl.-Ing Th-
omas Rockenschaub mitgeteilt, dass der geplanten Umwidmung noch nicht zugestimmt
werden kann. Zwar könnte die Verbesserung der Erschließung und finale Abrundung der
bestehenden Siedlung grundsätzlich zur Kenntnis genommen werden, allerdings wäre
das öffentl. Interesse für die Änderung des ÖEKs noch nachvollziehbar darzulegen. Weit-
ers wird die dzt. Bereits auf Ebene Flächenwidmungsplan geplante Regelung des Maßes
der baulichen Nutzung nicht dem Ziel der sparsamen Grundinanspruchnahme gerecht
und wäre andererseits in seiner Detailliertheit auf Ebene Bebauungsplan zu regeln. Un-
abhängig davonwird imweiteren Verfahren der Abschluss eines Baulandsicherungsvert-
rages unter Anschluss eines Parzellierungskonzeptes vorausgesetzt.
Das Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Naturschutz, Herr DI Locher, teilt in der Stellungn-
ahme vom 15.11.2022 zusammengefasst mit, dass aus fachlicher Sicht des Natur- und La-
ndschaftsschutzes die geplante Flächenwidmungsplanänderung vertreten werden kann.
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass der Siedlungsbereich damit seine max. Ausdeh-
nung erreicht hat und künftige Erweiterungsvorhaben naturschutzfachl. Jedenfalls nega-
tiv begutachtet werden.
Das Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Land- und Forstwirtschaft, Herr Ing. Brandstötter,
teilt in der Stellungnahme vom 12.10.2022mit, dass keine Einwendungen erhobenwerden.
Das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Wasserwirtschaft, Herr Ing. Dinges, teilt in der St-
ellungnahme vom 04.11.2022 mit, dass keine Einwände bestehen.
Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei derMarktgemeinde eingelangten Stellungnahmen, sowie die fachliche Stellungn-
ahme des Ortsplaners vom 28.04.2022 wurden dem Planungsausschuss übermittelt und
somit zur Kenntnis gebracht.
Die Ausschussmitglieder haben sich eingehendmit den einzelnen Stellungnahmen ausei-
nandergesetzt und darüber diskutiert. Weiterswurde ein Parzellierungskonzept vomOrt-
splaner erarbeitet, welches auch einen Bestandteil des Baulandsicherungsvertrages
bildet.

Nach Beschlussfassung imGemeinderat am 14.12.2023wurde der Akt demAmt der Oö La-
ndesregierung, Abt. Raumordnung, zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt. Mit Schr-
eiben vom 25.06.2024 wurden folgende Versagungsgründemitgeteilt:

1. Es ist zu begründen, inwieweit das Vorliegen dieser Änderungsvoraussetzungen insb-
esondere auch entgegen demWillen der betroffenen Grundstückseigentümer der Pri-
vatstraße Grdst. Nr. 1108/14 als gegeben anzusehen bzw. vertreten werden kann.

2. Aufgrund der Änderung des Planes in einer anderen als der zur Einsichtnahme aufgel-
egten Fassung ist eine Beschlussfassung erst nach vorheriger Anhörung der durch die
Änderung Betroffenen zulässig (neuerliche Verständigung).

3. Im Genehmigungsbeschluss wurde nur die Flächenwidmungsplan-Änderung angef-
ührt. Ein Beschluss für das ÖEK Nr. 2.5 liegt nicht vor
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Zu Pkt. 1 Das öffentl. Interesse wird mit folgenden Punkten begründet:
1. Die gesamte techn. Infrastruktur ist im Nahbereich vorhanden und ist für den An-

schluss und die Erhaltung des Abwasserkanals und der Trinkwasserleitung eine
hohe Wirtschaftlichkeit gegeben.

2. Durch die gegenständl. Umwidmung wird die Möglichkeit geschaffen, Gru-
ndflächen bei Bedarf in solcher Ausformung ins öffentl. Gut übernehmen zu kön-
nen, dass die Umkehrmöglichkeit in der Tostmannstraße am nördl. Ende dieser Si-
edlung auch für 3-achsige Fahrzeuge besteht.

3. Die Verbesserung der ringförmigen Erschließung der Tostmannstraße, welche sich
durch eine Verbreiterung und die Berücksichtigung der Schleppkurve äußert, dient
einer zweckmäßigeren/komfortableren Befahrung für Müll- und Räumfahrzeuge.
Wie von DI Rockenschaub gefordert, soll dies in einem Parzellierungskonzept sich-
ergestellt werden

4. Die Zufahrtsstraße Grdst. Nr. 1108/14 soll auchweiterhin eine Privatstraße bleiben
– die Besitzverhältnisse werden nicht berührt. Durch die Umwidmung besteht in
Zukunft aber die Möglichkeit einer fachgerechten Befestigung. Der Widmungswe-
rber ist Miteigentümer dieser Straße. Da auf den beiden neuen Grundstücken
lediglich 2 Einfamilienwohnhäuser errichtet werden, wird auch mit keinem größe-
ren Verkehrsaufkommen zu rechnen sein. Weiters steht nicht die gesamteWidmu-
ngsfläche als bebaubare Fläche zur Verfügung, sondern wurde zusätzlich durch
eine SP-Zone verringert. Aus der vorgenannten Begründung wird daher auf Intere-
ssen Dritter Rücksicht genommen.
Zusätzlichwird auf die umfassende Stellungnahme des Ortsplaners vom30.7.2024
verwiesen.

Zu Pkt. 2
Die Betroffenen wurden mit Schreiben vom 01.07.2024 über die Abänderung des Planes
verständigt. Eine Kundmachung wurde vom 01.07.2024 bis 30.07.2024 ausgehängt. Die
Betroffenen haben in die Unterlagen Einsicht genommen. Es wurden Stellungnahmen
abgegeben.

Zu Pkt. 3
Im Antrag zur Beschlussfassung wird auch die Abänderung des ÖEKs beantragt.

Frau Salchner teilt in ihrer Stellungnahme (Email) vom 16.07.2024 mit, dass Sie einer Um-
widmung des Grundstückes Nr. 1108/14 in Verkehrsfläche nicht zustimmt.

Frau Feichtenschlager teilt in ihrer Stellungnahme vom22.07.2024mit, dass das Grdst. Nr.
1108/14 eine Privatstraße bleiben soll. Die Straße, welche daneben neu errichtet wird,
sollte sobald als möglich, eine separate Parzellennummer erhalten, um diese alleinig als
Verkehrsfläche ausweisen zu können. Momentan ist das im Plan und Text nicht ganz er-
sichtlich bzw. korrekt dargestellt. Eine Asphaltierung unserer Privatstraße ist derzeit
nicht gewünscht.

FrauMaroscher teilt in ihrer Stellungnahme vom05.08.2024mit, dass das Grundstück Nr.
1108/14 Privatstraße und Grünland bleiben soll. Die Straße, welche daneben neu errichtet
wird, sollte, sobald möglich, eine separate Parzellennummer erhalten, um diese alleinig
als Verkehrsfläche ausweisen zu können. Momentan ist das im Plan und Text noch nicht
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ganz ersichtlich bzw. korrekt dargestellt. Eine Asphaltierung ihrer Privatstraße ist derzeit
nicht gewünscht.

Zu den Stellungnahmen teilt die Behördemit, dass ein im Flächenwidmungsplan als Verk-
ehrsfläche ausgewiesenes Grundstück lediglich die Möglichkeit eröffnet, diese Fläche ei-
ner fachgerechten Befestigung (Asphaltierung) zuzuführen, da es sich um keinen land-
wirt. Feldweg handelt. Es werden über diesen Weg mehrere Liegenschaften erschlossen.
Über Besitzverhältnisse gibt diese Widmung keine Auskunft. Ebenso bedeutet dies nicht,
dass die Fläche automatisch ins öffentliche Gut übernommen wird. Das Grundstück Nr.
1108/14 bleibt im Privatbesitz. Es wird auf die umfassende Stellungnahme des Ortsplan-
ers vom 30.07.2024 verwiesen.

Der Ausschuss ist nach intensiver Diskussion der Ansicht, die Ausweisung als Verkehr-
sfläche (gelb) im Flächenwidmungsplan zu belassen.

Wortprotokoll:
GV Claudia Hauschildt-Buschberger sagt, dass es ihr diese Wortmeldung leicht falle, weil
man dies ja schon öfters gehabt habe. Sie müsse sich eigentlich nur wiederholen. Man
habe das tatsächlich schon öfter im Gemeinderat gehabt. Es gebe einen Beschluss des
Gemeinderates vom 22.9.2022, wo man sich eigentlich schon darauf geeinigt habe, auf
600 Quadratmeter und sparsamen Flächenverbrauch. Da hätten sie ebenfalls schon dar-
auf hingewiesen, dass das öffentliche Interesse nur sehr schwer begründbar sei. Dies sei
auch aufgrund des Schreibens des Landes bestätigtworden. Allein das, das dort der Kanal
vorbei gehe, kein öffentliches Interesse begründet worden sei. Das öffentliche Interesse
sei auch dahingehend begründet worden, dass der Ringstraßenschlussmöglich sei, wenn
in Zukunft zum Beispiel das Müllauto fahre bzw. Schnee geräumt werde. Wenn man sich
den Amtsvortrag durchgelesen habe, dann seheman ganz genau, dass die Eigentümer:in-
nen der Privatstraße drei Mal ganz deutlich in ihren Stellungnahmen sagen würden, dass
sie nicht damit einverstanden wären, dass die Privatstraße sozusagen übergehe in ein
öffentliches Gut. Sie fragte, was am Ende des Tages passieren werde. Man werde eine
weitere Stichstraße habe, wo das Müllauto rückwärts fahren müsse und man schon die
größten Problem habe. Dies könne durchaus passieren. Schneeräumung sei für sie auch
kein Argument, weil soweit sie dies in der Tagesordnung gesehen habe, werde man sowi-
eso in Zukunft auch in Privatstraße nichtmehr unentgeltlich Schnee räumen. Sie sehe das
Ganze nach wie vor problematisch, diese Umwidmung, so wie es dort geplant sei, du-
rchzuführen. Man habe sich jedesMal dagegen ausgesprochen. Bei ihnen habe sich nichts
geändert, auch durch die Argumentation oder das Neuverschriftlichen des Ortsplaners.
Ihre Fraktion beharre auf jeden Fall auf der Ansicht, dass dort keine öffentliches Interesse
gegeben sei und damit auch keine Umwidmung durchzuführen sei.

GR Harald Mayrhofer entgegnet, das wir alle hier wissen was dahinter steckt, gerade die
grüne Fraktion sei sehr erpicht darauf, von Herrn Haberl, für den Geh- und Radweg ein
Grundstück zu bekommen.

GR Leo Eitzinger-Langewolle an jener Stelle daran erinnern, dass er ein sehr starker Verf-
echter sei, dass diese Kompetenzen gar nicht bei Gemeinden lägen. Weil so könne man
sich vonHerrnHaberl gar nicht in Geißelhaft bringen lassen. So könneman sich effektiv ei-
nen Kuhhandelmit diesem ausmachen. Das habeman super gemacht, da könneman stolz
drauf sein, die Kompetenzen zu haben.
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GR Jakob Moser entgegnet, wenn man jene Kompetenzen nicht vor Ort habe, Herr Haberl
sicher nein sagen würde und man dann auch keine breitere Straße haben würde.

Vizebgm. Klaudia Haberl betont, dass es sich hier lediglich um eine Namensgleichheit ha-
ndle und sie mit Herrn Haberl nichts zu tun habe.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die Änderung Nr. 10 des rechtswi-
rksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 und die Änderung Nr. 5 des örtlichen Ent-
wicklungskonzeptes Nr. 2/2020 sowie diese im Plan des Ortsplanersmit seiner Stellung-
nahme vom 28.04.2022 und 30.07.2024 und dem Parzellierungskonzept vorliegt, vom
Gemeinderat beschlossen werden soll.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:

Nein (6)

GV Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
GRMag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
GR Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
GR Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-Lange GRÜNE
GRMag. Bernhard Strauch GRÜNE
GRE MMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE

Anlagen:
Plan, Stellungnahmen Ortsplaner, Stellungnahmen, Parzellierungskonzept, Schreiben
Amt Oö Landesregierung

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Im Verfahren des Landesverwaltungsgerichtes Zl. LVwG-153081/38/MK/Ake (Beschwe-
rdeführer: Liehmann uA) wurde die Übereinstimmung des Bauvorhabens mit dem Beb-
auungsplan erörtert. Dabei hat sich gezeigt, dass der Bebauungsplan Zitate aus der ÖN-
ORM B 1800 enthält, die -lt. Gericht- eine seit 1.8.2013 nicht mehr in Kraft stehende Fas-
sung dieser Norm wiedergeben. In der aktuell in Kraft stehenden ÖNORM B 1800, Ausg-
abe 2013-08-01 findet sich nunmehr ein Verweis auf die EN 15221-6. Würde man, diesem
Verweis folgend, die EN 15221-6 anwenden, käme man wohl bei der Berechnung der GFZ
zu einem abweichenden Ergebnis. Dieses Ergebnis war bei Erstellung des Bebauungspla-
nes vom Ortsplaner, nach dessen eigenen Angaben, in dieser Form nicht beabsichtigt. De-
rzeit ist die oben bezeichnete Beschwerdesache unterbrochen, da der Bebauungsplan von
LVwG dem VfGH zur Verordnungsprüfung vorgelegt wurde. Unsere weiteren Recherchen
haben ergeben, dass auch andere Bebauungspläne im Gemeindegebiet diese „unklare“
Formulierung enthalten. In Kenntnis dieses Themaswar es geboten, alle betroffenen Beb-
auungspläne zu prüfen und statt dempauschalen Verweis auf die ÖNORMB 1800 eine da-
von unabhängige, eindeutige Regelung zu schaffen. Dadurchwäre gewährleistet, dass für
die weiteren Bauverfahren eine sichere Grundlage gegeben ist. Ansonsten ist anzun-
ehmen, dass die Fragen, die im oben zitierten Verfahren Zl. LVwG-153081/38/MK/Ake
aufgetreten sind, auch in weiteren Verfahren thematisiert werden. Soweit es sich nur um
„begriffsdefinitorische“ Klarstellungen handelt, kann gemäß § 33 Abs 3 Oö. ROG auch eine

4.4. Ediktalverfahren Nr. 1 - Bebauungspläne - ÖNORM B-1800 - Beschluss
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nachweisliche Verständigung der betroffenen Grundeigentümer unterbleiben. In diesem
Fall reicht die Kundmachung und die Planeinsicht auf der Gemeinde mit der Möglichkeit,
dazu eine Stellungnahme abzugeben. Weiters sind die Unterlagen an das Amt der Oö. La-
ndesregierung, Abt. Raumordnung, im Zuge des Vorverfahrens zu übermitteln.
In der Stellungnahme und im Plan des Ortsplaners wurden alle betroffenen Bebauung-
spläne (inkl. deren Änderung) angeführt, welche das Verfahren umfasst. Eswerden folge-
nde Festlegungen getroffen und Begriffe mit einer Begriffsbestimmung bzw. -definition
hinterlegt:

Berechnungsgrundlage GRZ Grundflächenzahl

GRZ Grundflächenzahl

GRZ =

Werden folgende Bergriffe in denBebauungsplänen imZusammenhangmit einer geregel-
ten Größe einer Bebauung verwendet, so gilt für die Begriffe:

überbaute Fläche / bebaubare Fläche / bebaubare Fläche absolut /
bebaubare Fläche der Hauptgebäude / (Mindest-) verbaute Fläche

folgende Begriffsdefinition:

Überbaute Fläche

Ist die über dem angrenzenden Gelände von Hauptgebäuden überbaute Grundstück-
sfläche = Bereich A

· Garagen in Verbindungmit dem Hauptgebäude, welche der geplanten Verwendung
des Gebäudes und der dafür durchschnittlich benötigen Stellplätze entsprechen,
bleiben unberücksichtigt.

· Die Summeder Bereiche B und C dürfen die Festlegung ummax. 20%überschreiten.
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Berechnungsgrundlage GFZ Geschoßflächenzahl

GFZ Geschoßflächenzahl

GFZ =

Bruttogeschoßfläche

Die Bruttogeschoßfläche ist die Summe der Bruttogrundflächen aller Grundrissebenen
eines Hauptgebäudes über dem angrenzenden Gelände.

· Einzurechnen sind Flächen die überdeckt und allseitig in voller Höhe umschlossen
sind. (=Innenräume)

· Loggien:
Einzurechnen sind fünfseitig umschlossene Bereiche und 50% von vierseitig um-
schlossenen Bereichen.

· Ein Kellergeschoß geht zu jenem Anteil in die Berechnung der GFZ ein, wie der An-
teil der äußeren Begrenzungsflächen über dem anschließenden Gelände nach Fe-
rtigstellung liegt.
Ausgenommen sind nicht ansichtswirksame Lichthöfe, Kellerabgänge und Einsch-
nitte für Tiefgaragen.

· Summe der Bruttogrundflächen von Dachgeschoßen.
(Übermauerung mehr als 1,20 m)

Die Verordnung wurde nach der Gemeinderatssitzung und Beschlussfassung in der Si-
tzung am23.05.2024 über 4Wochen an der Amtstafel kundgemacht. Anschließend ist der
Akt dem Amt der Oö. Landesregierung zur Verordnungsprüfung übermittelt worden.
Mit Schreiben vom Amt der Oö Landesregierung vom 22.07.2024 wurden folgende Vers-
agungsgründe (zusammengefasst) mitgeteilt:

- Bei Erlassung oder Änderung eines Bebauungsplanes ist ein Grundsatzbeschluss

sowie ein Vorfahren gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 erforderlich (= Verständigung

der Betroffenen)

- Eine Auflage der Ediktalverordnung zur öffentlichen Einsichtnahme gem. § 33 Abs.

3 erster Satz Oö ROG 1994 wurde nicht durchgeführt

Es ist daher die Aufhebung der Verordnung zu beschließen und weiters ein Grundsatzbe-
schluss für die Einleitung des Verfahrens zu beschließen.
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Antrag:
a) Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund der Versagungsgründe den Antrag,

dass die Verordnung (kundgemachtmit Kundmachung vom28.05.2024) des Ediktalve-

rfahrens 1 aufgehoben wird.

b) Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund des einstimmigen Beschlusses in der

Planungsausschusssitzung am 02.05.2024 den Antrag, dass die Änderung von Beb-

auungsplänen im Wege eines Ediktalverfahrens verordnet werden soll, damit eine ei-

ndeutige Regelung in den Bebauungsplänen in Bezug auf die ÖNORM B 1800 gesch-

affen wird und der Grundsatzbeschluss zur Einleitung des Verfahrens gefasst werden

soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Aufhebung Verordnung, Stellungnahme Ortsplaner, Plan

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 14.12.2023 unter TOP 2.2 den mehrheitlichen
Grundsatzbeschluss über die vorliegendeNeuerstellung des BebauungsplanesNr. 65 “Ke-
ttlleiten - Leharweg“ gefasst.
Die Notwendigkeit der Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 65 wurde im Grundsatzb-
eschluss des Gemeinderates vom 14.12.2023 ausführlich behandelt und dargelegt. Begrü-
ndet wurde die Neuerstellung damit, dass für einen Teilbereich von Kettlleiten (Kettlleite-
nstraße, Leharweg und Steindorfer Straße) ein Neuplanungsgebiet verordnet wurde,
welches seit 14.02.2023 rechtswirksam ist.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes wird den Zielsetzungen des Neuplanungsgebie-
tes entsprochen. Eswird damit das öffentliche Interesse an einerweiteren zweckmäßigen
und geordneten Bebauung unter Bedachtnahme der siedlungsstrukturellen Gegebenhei-
ten und der Charakteristik der Umgebung in Hinkunft gesichert und ermöglicht. EinWider-
spruch zu den Planungszielen der Marktgemeinde ist nicht gegeben. Unwirtschaftliche
Aufwendungen für Verkehr-, Energie- und sonstige Versorgung für deren Aufschließung
sind nicht erforderlich.

Das Verfahren wurde im Sinne des Grundsatzbeschlusses des Gemeinderates vom
14.12.2023 mit Verständigung vom 18.12.2023 (Behörden) und 18.12.2023 (Nachbarn)
gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 eingeleitet und den von der Planänderung Betroffenen in-
nerhalb von 4 Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Marktgemeinde-
amt einzubringen.

Mit Schreiben vom 04.03.2024 wird vom zuständigen Raumordnungssachverständigen
des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und lä-
ndliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung/Örtliche Raumordnung, Herr Dipl.-Ing. Th-
omas Rockenschaub, mitgeteilt, dass fachliche Einwände bestehen:

4.5. Bebauungsplan Nr. 65 "Kettlleiten-Leharweg" - Beschlussfassung
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Aus schalltechn. Sicht ist der Bebauungsplan für die nördlich gelegenen Gebäude um
Schutzmaßnahmen aufgrund der Immissionsbelastung sowie der Lage innerhalb des
Schutzbereiches der Autobahn zu ergänzen. Die ASFINAG ersucht insbesondere für die
Grundstücke mit der Ordnungsnummer 9 und 10 um Festlegung von Baufluchtlinien, die
mindestens 15 m von der Bezugslinie gemäß § 21 BStG entfernt ist. Aus Sicht des Natur-
und Landschaftsschutzes ist mit keinen maßgeblichen Beeinträchtigungen zu rechnen
undwird vorliegender Bebauungsplan zur Kenntnis genommen. Allerdingswird darauf hi-
ngewiesen, dass mit dem vorliegenden Ansatz eine für die Siedlungsentwicklung und die
Baubehörde wenig hilfreiche Verordnung entstehen könnte. Seitens der Forstwirtschaft
sowie auch der Wasserwirtschaft wird vorliegender Entwurf zur Kenntnis genommen.

Weiters wird mitgeteilt, dass überörtliche Interessen im besonderen Maß berührt we-
rden.

Mit Schreiben vom 29.02.2024 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Naturschutz,
Herr DI Locher zusammengefasst mit, dass mit keinen maßgeblichen Beeinträchtigungen
zu rechnen ist und vorliegender Bebauungsplan zur Kenntnis genommen wird. Allerdings
wird darauf hingewiesen, dass mit dem vorliegenden Ansatz eine für die Siedlungsent-
wicklung und die Baubehörde wenig hilfreiche Verordnung entstehen könnte.

Mit Schreiben vom 25.01.2024 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Wasserwirtsch-
aft, Ing. Dinges mit, keine Einwände bestehen.

Mit Schreiben vom 01.02.2024 teilt die BH Vöcklabruck, Abt. Forst, Herr DI Kastner mit,
dass aus forstfachlicher Sicht, die Neuerstellung des Bebauungsplanes zur Kenntnis gen-
ommen werden kann.

Mit Schreiben vom 09.01.2024 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Umweltschutz,
Herr ing. Hirnschrodt mit, dass aus schalltechn. Sicht vor allem für die nördlich gelegenen
Gebäude Schutzmaßnahmen notwendig sind und der Bebauungsplan dahingehend ergä-
nzt werden muss.

Mit Schreiben (Email) vom 03.01.2024 wird von der ÖBB-Immobilienmanagement GmbH
mitgeteilt, dass kein Einwand besteht.

Mit Schreiben vom 09.01.2024 teilt die ASFINAG (zusammengefasst) folgende Einwä-
nde/Forderungen mit:

- Aufgrund der Verfolgung langfristiger Planungsziele und zur Wahrnehmung eines
Mitsprache – und Mitgestaltungsrechtes wird um Festlegung einer Baufluchtlinie
ersucht, die zumindest 15 m von der Bezugslinie gemäß § 21 BStG entfernt ist – gilt
insbesondere für diemit 9 (Grdst. Nr. 1808/14) und 10 (Grdst. 1802/2) imBebauung-
splan bezeichneten Grundstücke

- Sie weisen darauf hin, dass gemäß § 21 Bundesstraßengesetz idgF bei Neu-, Zu-
und Umbauten sowie Einfriedungen und überhaupt Anlagen jeder Art in einer Entf-
ernung bis zu 40 m beiderseits der Bundesautobahnen weder errichtet noch geä-
ndert werden dürfen. Auf Bundesschnellstraßen, Rampen von Anschlussstellen
sowie Zu- und Abfahrtsstraßen der Bundesautobahnen und Bundesschnellstra-
ßen gilt dies für eine Entfernung von 25 m.

- Sollte infolge von Umwidmungen des/der gegenständlichen Grundstücke/s zu
Arbeiten im Bauverbotsbereich kommen, so hat der Projektwerber eine Ausnahm-
egenehmigung bzw. zusätzlich eine Zustimmung bei Werbeanlagen zu erwirken.
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- Sie weisen auf die Seveso III-Richtlinie hin.
- Erforderliche Schutzmaßnahmen, die der Abwehr von Gefahren oder Schäden die-

nen, die von gefährlichen Stoffen immittelbaren oder unmittelbaren Zusammenh-
ang mit künftig geplanten Anlagen ausgehen, sind vom Betreiber der geplanten
Anlage/n sicherzustellen. Alle Stoffe, von denen eine Gefahr ausgehen kann sind so
zu lagern, dass diese keine negativen Auswirkungen oder Gefährdungen auf die Ve-
rkehrsteilnehmer (oder die Bundesstraße an sich) haben können.

- Für Baumaßnahmen im Schutzbereich der Autobahnen und Schnellstraßen ist zu
beachten, dass es bedingt durch die Nähe zu den Emissionsachsen der Straßenanl-
age zu Überschreitungen dermaßgebenden Grenzwerde von 50 dB(A) imNachtzei-
traum (22:00 bis 06:00 Uhr) und 60 dB(A) im Tag-Abend-Nachtzeitraum kommen
kann. Der maßgebliche Beurteilungspegel für den Straßenverkehrslärm ist der A-
bewertete, energieäquivalente Dauerschallpegel LA, eq.

- Bei geplanten Bauvorhaben sind die gewählten Materialien, Aufbauten, Fenster
udgl. auf die relevante Schallbelastung auszulegen.

- Für den Neubau, Ausbau bzw. die Erweiterung vonWohngebäuden ist zu beachten,
dass entsprechend den geltenden Richtlinien und Standards kein Anspruch auf zu-
sätzliche straßenseitige oder objektseitige Lärmschutzmaßnahmen besteht.

Mit Schreiben vom09.01.2024 teilt die Netz Oö GmbH – Strommit, dass kein Einwand bes-
teht.

Mit Schreiben vom 09.01.2024 teilt die Netz Oö GmbH – Gas mit, dass kein Einwand best-
eht, sofern die derzeitigen Höhen unverändert bleiben bzw. sich nur geringfügige Änderu-
ngen ergeben, sodass eine Überdeckung von 1,0m gewährleistet ist und ein Bauverbotss-
treifen von 1,0 m beiderseits der Leitungsachse von jeglicher Bebauung freigehalten wird.

Mit Schreiben (Email) vom 10.01.2024 teil Herr DI Dr. Bitterlich von der Wildbach- und La-
winenverbauung mit, dass die Grundstücke außerhalb eines Wildbacheinzugsgebietes li-
egen und nach demGefahrenzonenplan von keinerWildbachgefahrenzone sowie Vorbeh-
alts- undHinweisbereich erfasstwerden. Der ggst. Bebauungsplan steht daher auch nicht
imWiderspruch zum öffentl. Interesse am Schutz vorWildbachgefahren. Nach der Oö Ha-
ngwasserhinweiskarte werden die o.a. Grundstücke aber zum Teil massiv von Hangwäss-
ern erfasst. Auf die Handlungs-anleitung „Beurteilung von Hangwasser im Raumordnu-
ngs- und Bauverfahren“ bzw. „Umgang mit Hangwasser bei der Flächennutzung“ wird
dazu verwiesen.

Mit Schreiben (Email) vom 17.01.2024 teilen die Ehegatten Katterl mit, dass die geplante
Bebauung am Leharweg (Grdst. Nr. 1812/2) nicht mehr durchführbar ist. Die Anzahl der
Geschosse ist mit max. 2 in Erscheinung tretenden Geschossen geregelt. Aufgrund der st-
arken Hanglage am Leharwegwäre das KG ein zur Gänze in Erscheinung tretendes Gesch-
oss. Die links und rechts unseres Grundstückes befindlichen Gebäude haben ebenfalls ein
zur Gänze in Erscheinung tretendes Kellergeschoss sowie 2 Wohngeschosse und ein
Dachgeschoss. Sie ersuchen daher denOrtsplaner bzw. das Gemeindeamt, dies bei der Er-
stellung des neuen Bebauungsplanes zu berücksichtigen, sodass je nachDachausführung
2 – 3Wohngeschosse und ein zur Gänze in Erscheinung tretendes Kellergeschossmöglich
sind.

Mit Schreiben vom 07.02.2024 gibt die Villa Lehmann Immobilien Invest GmbH folgende
Stellungnahme an:
Zu Pkt 4) Anzahl der Geschosse
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Durch die Festlegung von max. 2 Geschossen über dem talseitigen Gelände zuzügl. 1,0 m
für ein Kellergeschoss wird, bei der auf unserem Grundstück vorhandenen Geländen-
eigung, die mögliche Bebauung soweit eingeschränkt, dass teilweise sogar der Fußboden
des zweiten Geschosses unter dembergseitigen Gelände liegt. Dies führt, im Vergleich zur
bestehenden Bebauung im Planungsgebiet, zu einer unverhältnismäßigen Benacht-
eiligung unseres Grundstückes. Wir ersuchen deshalb umAbänderung dahingehend, dass
das Kellergeschoss talseitig mit mind. 2,9 m in Erscheinung treten darf.

Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei der Marktgemeinde eingelangten Stellungnahmen wurden den Ausschussmitgli-
edern vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Ebenso die ausführliche Stellungnahme des
Ortsplaners vom 23.04.2024 zu den eingelangten Stellungnahmen.

Ein Entwurfsplan wurde nach Einlangen der Stellungnahmen anhand der Forderungen
vomAmt der Landesregierung bzw. der ASFINAG noch adaptiert. Bezüglich der eingelang-
ten Stellungnahme von Fam. Katterl (= Ordnungszahl 26) wurde eine Abänderung im Plan
vorgenommen.

Folgende weitere Ergänzungen/Abänderungen wurden im Plan vorgenommen: beim
obersten Geschoss ist die max. Gebäudebreite mit 10,0 m begrenzt– dafür keine Rückspr-
ünge (würde sonst nämlich auch die Einfamilienhäuser betreffen). Mehrparteienhäuser
sindmit höchstens 12Wohnungen limitiert, für kleinere bzw. größere Grundstücke ist eine
unterschiedliche GFZ festgelegt.

Dem Antrag von Familie Ablinger, dass bei ihrem Grundstück eine Gebäudehöhe von
mind. 10,5 m an der Grundgrenze möglich sein soll, wurde in der letzten Sitzung zuges-
timmt und im Plan eingearbeitet.

Alle vom Bebauungsplan beteiligten Grundeigentümer wurden mit Verständigung vom
24.06.2024 über die Planänderungen bzw. die 2. Planauflage informiert. Sie haben die
Möglichkeit erhalten, innerhalb von 4 Wochen eine Stellungnahme abzugeben. Ebenso
wurde die 2. Planauflage mit Kundmachung vom 24.06.2024 an der Amtstafel ausgeha-
ngen.

Mit Schreiben (Email) vom 16.07.2024 teilt die ASFINAGmit, dass sie grundsätzlich der Pla-
nüberarbeitung (2. Auflage) zustimmen, wobei sie nach wie vor einer etwaigen Bebauung
des Grundstückes Nr. 1802/2 (rot 10) im Hinblick auf die Erteilung einer Ausnahmebe-
willigung nach § 21 Bundesstraßengesetz kritisch gegenüberstehen. Es sollte diesbez-
üglich auf alle Fälle rechtzeitig ein Vorentwurf an sie übermittelt werden, damit eine Pr-
üfung durch ihre Experten stattfinden kann, ob eine entsprechende Genehmigungmöglich
wäre.

Mit Schreiben vom 18.07.2024 teilen Frau Kremplhuber und Herr Pauzenberger zusamme-
ngefasst mit bzw. ersuchen, dass auf die Forderung der beidseitigen Rücksprünge bei

Grundstück Nr. 1808/11 zu verzichten und begründen dies wie folgt:
- Das Bestreben die talseitige Ansicht der Bebauungsstruktur als kleinteilig in Ersch-

einung treten zu lassen, bleibt jedenfalls gegeben, da die Gebäudebreite von max.
11m in etwa der Breite der ansonsten zulässigenmax. Breite des obersten Geschos-
ses von 10m entspricht.
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- Die bestehendenNachbarbebauungen verzichten ebenfalls größtenteils auf beids-
eitige seitliche Rücksprünge und demonstrieren anschaulich, dass eine derartige
Maßnahme bei Baukörpern in Einfamilienhausstruktur für den Erhalt der gewün-
schten Kleinteiligkeit in der südlichen Ansicht nicht erforderlich ist.

- Die Vorteile für die Gestaltungsfreiheit der Bebauung ohne eine Festlegung der sei-
tlichenRücksprünge überwiegen aus ihrer Sicht deutlich denNachteilen, die sich im
talseitigen Erscheinungsbild ergeben würden.

Mit Schreiben vom 23.07.2024 teilt die Hule Bachmayr-Heyda Nordberg Rechtsanwälte
GmbH in Vertretung für die Villa Lehmann Immobilien Invest GmbH zusammengefasst
folgendes mit:

1. Nicht ersichtliche Begründung und mangelnde Grundlagenforschung
Es wird angezweifelt, dass eine ausreichende Grundlagenforschung durchgeführt
worden ist und demnach der Erlass des Bebauungsplanes nicht auf fundierten Gru-
ndlagen beruht.

2. Fehlendes örtliches Entwicklungskonzept
Entsprechend § 18 Abs. 1 Oö. ROG 1994 ist ein örtliches Entwicklungskonzept zu erl-
assen. Dies lässt sich ihrerseits nicht auffinden. Es stellt die Grundlage der Bebauu-
ngsplanung dar und hat die längerfristigen Ziele und Festlegungen der örtlichen
Raumplanung zu enthalten. Eine vollumfängliche Prüfung des Bebauungsplanent-
wurfes ist sohin jedenfalls nach Vorlage des örtlichen Entwicklungskonzeptes
möglich.

3. Fehlender Bezug zur überörtlichen Planung
Überörtliche Planungen müssen im Bebauungsplan ausgewiesen werden. Sollten
in diesem Bereich überörtliche Planungen festgelegt worden sein, sind diese nicht
ausgewiesen worden. Lediglich der Vermerk „Schutzbereich Autobahn“ ließe auf
eine überörtliche Planung schließen. Welche Rechtsfolgen diese hat und ob die Fe-
stlegung des Schutzbereiches in die Festlegung des Bebauungsplanes eingeflos-
sen ist, ist nicht erkennbar.
Weiters ist eines der vorrangigen Ziele der Oö. Raumplanungsstrategie die spars-
ame Nutzung von Bauflächen, sohin die bauliche Nachverdichtung. Dieses Ziel ist
nicht berücksichtigt worden.

4. Inhomogene Struktur und Willkür
Letztlich konnte festgestellt werden, dass die augenscheinlich bereits vorhandene
Bebauungsstruktur des umliegenden Gebietes teilweise 3-geschossige Gebäude
aufweist, bei jenen das dritte Geschoss zwar rückspringt, die Breite des 3. Geschos-
ses allerdings nicht eingeschränkt wurde. Auch die klare Trennung von Haupt- und
Nebengebäuden ist im Bestand nicht erkennbar.
Außerdem ist nicht nachvollziehbar, dass in einemNeuplanungsgebiet, in welchem
Bestandsbauten bereits eine GFZ von 1,0 aufweisen, für direkt angrenzende Grund-
stücke eine max. GFZ von 0,55 festgelegt wird.
Im Allgemeinen scheint die Festsetzung einer Logik zu entbehren und rein willkü-
rlich festgesetzt worden sein. Es fällt auf, dass bei vier benachbarten Grundst-
ücken vier verschiedene Maximalwerte der GFZ festgelegt werden sollen.
Ihre Mandantin behält sich jedenfalls sämtliche Entschädigungsansprüche, unter
anderem in Entsprechung des § 38 Oö. ROG 1994 ausdrücklich vor.

Mit Schreiben (Email) vom 29.7.2024 teilen die Ehegatten Katterl mit, dass sie bereits am
17.01.2024 zu diesemBebauungsplan eine Stellungnahme abgegeben haben. Sie ersuchen
den Bebauungsplan dahingehend zu ergänzen, sodass auf ihrem Grundstück Nr. 1812/2
ein Dachbodenausbau mit Wiederkehr bzw. bei Flachdachausführung ein zurückgesetz-
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tes 4. Geschossmöglichwird. Die Ansicht bzw. Höhe des geplanten Gebäudeswürde auch
gut zu den beidseitig angrenzenden Gebäuden passen und auch nicht höher werden, da
bei diesen Gebäuden das Kellergeschoss über Straßenniveau liegt und auch 2 Wohnge-
schosse und Dachgeschoss aufweisen.

Mit Schreiben vom 26.07.2024 teilen die Ehegatten Tilg mit, dass sie Einspruch gegen den
geplanten Bebauungsplan erheben und begründen dies wie folgt:

- Der Bebauungsplan stallt für uns eine nicht akzeptable Einschränkung unserer
Rechte als Besitzer der Liegenschaft (Grdst. Nr. 1808/2) dar.

- Aus ökolog. Sicht ist „kleinteiliges Bauen“ nicht zeitgemäß, das Bundesland Oö ver-
braucht dzt. 6-mal mehr Fläche als von der EU als Zielvorgabe definiert wurde.

- Leistbares Wohnen, ein wichtiges Thema für viele Familien, wird durch diese Art
der Bebauung weiter verhindert.

- Die Auswahl der betroffenen Grundstücke ist für uns nicht nachvollziehbar bzw.
auch nicht, warum dieser geplante Bebauungsplan nicht auf bestehende, angrenz-
ende, Bebauungspläne angewendet wird.

- Die Notwendigkeit eines Bebauungsplanes ist ihnen grundsätzlich bewusst und
natürlich sind wir gesprächsbereit, so wäre eine Änderung der GFZ von 0,55 auf ei-
nenWert auf 0,75 ein denkbarer Kompromiss.

Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei der Marktgemeinde eingelangten Stellungnahmen wurden den Ausschussmitgli-
edern vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Ebenso die ausführliche Stellungnahme des
Ortsplaners vom 30.07.2024 zu den eingelangten Stellungnahmen.

Stellungnahme Katterl = Ordnungszahl 26
Ein viertes Geschoss wäre dem Charakter einer Einfamilienbebauung nicht entsprechend
und wird von einer weiteren Erhöhung der zulässigen Geschosse deshalb abgesehen und
kann der Gemeinde nicht empfohlen werden.
Aus ortsplanerischer Sicht ergibt sich kein Bedarf der Anpassung der Festlegungen (wie
beim Referenzgebäude Schulweg 11) du ist auf einen zuzüglichen ausgebauten Dachraum
in Form einer 3. Ebene über dem KG zu verzichten.

Abstimmung: dem Antrag wird nicht stattgegeben - einstimmig

Stellungnahme Tilg = Ordnungszahl 1
Eine Erhöhung auf eine GFZ von 0,75 ist mit den Planungszielen der Gemeinde nicht in Ei-
nklang zu bringen undwürde diemögliche Bruttogeschoßflächemit den Festlegungen der
umgebenden Liegenschaften in ein unpassendes Verhältnis setzen

Abstimmung: dem Antrag wird nicht stattgegeben - einstimmig

Stellungnahme Villa Lehmann = Ordnungszahl 2
Hier wird auf die umfassende Stellungnahme des Ortsplaners vom 30.07.2024 verwie-
sen.

Abstimmung: es sollen keine weiteren Änderungen im Plan aufgrund der Stellungnahme
getätigt werden - einstimmig
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Stellungnahme Krempelhuber/Pauzenberger = Ordnungszahl 15
Aus ortsplanerischer Sicht könnte dem Antrag entsprochen werden (3. Planauflage erfo-
rderlich). Diese Fragestellung wurde aber bereits im Ausschuss vom 02.05.2024 themati-
siert. Damals sollte die Festlegung zumVerbleib des beidseitigen Rücksprunges beibehal-
ten werden.

Abstimmung: dem Antrag wird nicht stattgegeben - einstimmig

Stellungnahme Asfinag in Bezug auf Ordnungszahl 10
Der Stellungnahme der Asfinag wurde entsprochen. Allerdings muss vor Bebauung des
Grundstückes das Einvernehmen mit der Asfinag hergestellt (Vorentwurf Plan) werden.

Die Bauwerber werden bei einem Bauverfahren seitens der Bauabteilung darauf hingewi-
esen, dass das Einvernehmen mit der Asfinag herzustellen ist.

Abschließende Empfehlung des Ortsplaners:
Umauf die Interessen Drittermöglichst Rücksicht zu nehmen,wird die Auffassung vertre-
ten, dass dies mit den Anpassungen nach der ersten Auflage angemessen erfolgte.
Die nun vorgebrachten Einwendungen scheinen im Sinne der Interessensabwägung nicht
geeignet, die Planungsfestlegungen ergänzend anzupassen.
Sollte die Gemeinde bzw. der Gemeinderat zur Entscheidung kommen, die vorgebrachten
Einwendungen mit weiteren Anpassungen der Festlegungen zu behandeln, wird auf die
Pflicht der erneuten Auflage und Verständigung hingewiesen.
Zusammenfassen kann, unter Berücksichtigung der Planungsziele der Gemeinde, aus ort-
splanerischer Sich die Beibehaltung des Planstandes der zweiten Auflage und die Weite-
rführung des Verfahrens empfohlen werden.

Die Beratung und die Abstimmung/Beschlussfassung erfolgte zu jeder Stellungnahme
separat und ist dem Protokoll zu entnehmen.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass keine Änderungen mehr im Plan
durchgeführt werden, sondern dass die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 65 „Ket-
tlleiten – Leharweg“ so wie im Plan des Ortsplaners (Änderungsdatum 28.06.2024) darg-
estellt und in seinen Stellungnahmen dargelegt vom Gemeinderat endgültig beschlossen
werden soll.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:

Enthaltung (1)

GR Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-Lange GRÜNE

Anlagen:
Stellungnahmen, Stellungnahmen Ortsplaner, Plan
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Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Der Planungsausschussobmann berichtet, dass mit Antrag vom 17.05.2024 (eingelangt
am 27.06.2024), Herr Krempler Franz aus 4863 Seewalchen/A., als Grundeigentümer, eine
Anregung auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 und zwar die Um-
widmungder teilw. Parzelle Nr. 1423/2, 1412 und 1407, KG Seewalchen vonGrünland inDo-
rfgebietmit Grünzug Gz 10 (= Bewirtschaftung als Streuobstwiese, Einzäunungen sind
zulässig) beimMarktgemeindeamt eingebracht hat.

In der Ausschuss-Sitzung wurde nach eingehender Diskussion die Meinung vertreten,
dass die gewünschten Parzellengrößen von über 1.000 m² lt. ÖEK zu groß sind. Wenn die
Widmung in dieser Form bewilligt wird, hätten die südlich gelegenen Grundstücke keine
Zufahrtsmöglichkeitmehr.Weiterswird die Pufferzone (Gz – Streuobstwiese) in Frage ge-
stellt. Auch soll die im ÖEK definierte Siedlungsgrenze beibehalten werden. Daher wurde
der Plan – wie heute vorliegende - abgeändert.

Geplant ist nunmehr die Umwidmung der teilw. Parzellen Nr. 1423/2, 1412 und 1407 von
Grünland inDorfgebiet. Die Umwidmung stimmt somit auchmit demÖEKNr. 2/2020 über-
ein.

Die Notwendigkeit der Änderung Nr. 21 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 wird
damit begründetwird, dass der Sohn vonHerrn Krempler einWohnhaus errichtenmöchte.
Es sollen 2 Bauparzellen mit rund 900m² geschaffen werden. Der Rest der rund 2.678 m²
Umwidmungsfläche wird als Zufahrt zu den Bauplätzen ausgewiesen.
Im ÖEK sind diese Flächen bereits als Bauerwartungsland (Dorfgebiet) ausgewiesen und
mit einer Siedlungsgrenze definiert. Somit ist auch der Einklang mit den Entwicklungszi-
elen der Gemeinde gegeben.
Seitens desOrtsplanersDI Kraus liegt eine diesbezügliche positive Stellungnahmemit Da-
tum vom 14.09.2024 sowie ein Plan vor.

Die technisch erforderlichen Einrichtungen wie Kanal, Wasser und Strom im Nahbereich
vorhanden. Die Energieversorgung erfolgt durch die Oö. Netz GmbH. Bei Bedarf sind somit
die entsprechenden Versorgungseinrichtungen vom Bestand aus zu erweitern. Unwirt-
schaftliche Aufwendungen nach § 21 Abs. 1 Oö. ROG 1994 für Verkehrs-, Energie und sons-
tige Versorgung für deren Aufschließung sind daher nicht erforderlich. Durch die Um-
widmung werden auch Interessen anderer nicht verletzt.

Ein Baulandsicherungsvertrag muss abgeschlossen werden.

Wortprotokoll:
GV Claudia Hauschildt-Buschberger meldet sich zu Wort und sagt, dass sie es grundsä-
tzlich gut fände, dass es zu einer Einigung gekommen sei. Sie würden auch zustimmen,
dass passe eh sehr gut. Aber sie wolle trotzdem, weil alle guten Dinge drei seien, einen
Zusatzantrag stellen.

Der Gemeinderat hat im Rahmen des Prozesses der Neuerstellung des Flächenwidmung-
splanes/OEK2 auch einstimmig einen Ziel- und Maßnahmen Katalog beschlossen. Ich zi-

4.6. Flächenumwidmung Nr. 5.21 von Grünland in Dorfgebiet Grundstücken 1423/2,
1412, 1407 – KG Seewalchen



Seite 41 von 59

tire Seite 22: „Bei Grundumwidmungen über den Eigenbedarf hinaus sind zumindest 25%
in Geld oder Grundwert zweckgebunden für soziale Wohnraumschaffung§ 16 ROG an die
Gemeinde zu leisten.“ In einer kürzlich stattgefundenen Fraktionssitzung wurde behaup-
tet, dass Personen darunter auch Mitglieder des Gemeinderates den Ziel- und Maßn-
ahmenKatalog desOEK imRahmen ihres Abstimmungsverhaltens nicht (ausreichend) be-
achten. Genauere Angaben über entsprechenden Ausschuss oder Gemeinderatsmitgli-
eder wurden nicht gemacht. Den Mitgliedern des Gemeinderates wird diese Behauptung
daher zur Kenntnis gebracht mit der Aufforderung, sich gegeben falls an den beschlosse-
nen Ziel- und Maßnahmen Katalog zu halten und entsprechend bei allen zutreffenden
Umwidmungen anzuwenden.

Antrag:
Ich stelle hiermit den Antrag diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

GR Erich Kaniak gibt an, gehört zu haben, dass das Politbüro jetzt beschlossen habe, dass
mandas durchführenmüsse. Ihm sei das an und für sich egal, diese könnten ihn ruhig anz-
eigen. Er habe eine andere Meinung dazu, selbst wenn dies beschlossen sei und er könne
auch begründen, warum. Eigentlich könne er die Argumentation der ÖVP nehmen, die im
Ausschuss den Punkt sehr gut vorbereitet hatte. Klare Definition, klare Lage. Dorfgebiet,
Erwartungsbauland, wunderbar, untermauert durch Gutachten des Ortsplaners, alles pe-
rfekt, wunderbar. Er habe sich dann erlaubt, im Rahmen der Diskussion, GR Gierlinger sei
nun leider nicht da, aber der Kollege Hotwanger habe in einer wunderbaren Art undWeise
zustande gebracht, dass die ÖVP scheinbar etwas verwirrt gewesen sei und ihren Eigen-
tumsgedanken bzw. ihre individuelle Freiheit der Gestaltung in Dorfgebieten überhaupt
über Bord geworfen habe, die Kastration eines Grundstückes, das hinten klar abgerundet
sei, rückgängig gemacht. Als er den Antrag gestellt habe, dass über daswas die ÖVP unte-
rmauert habe, abstimmen zu lassen, habe die ÖVP und wie gesagt die Ausschussmitgli-
eder der Grünen, dagegen gestimmt, sodass eine kleine amputierte, kastrierte Variante
herausgekommen sei. Natürlichmüsse er damitstimmen, sonst würde die Familie, die Al-
teingesessenen, die schon 150 Jahre lang in Steindorf lebenwürden, nicht erfreut darüber
sein, dass man dort, wegen einer Norm, die von irgendwo vorgegeben werde, im eigenen
Bereich keine Gestaltungsmöglichkeit habe. Das heiße, die Gemeinde A amputiere sich in
Spielräumen, die er hätte und kastriere sich selbst. Dies sei es im Endeffekt, wasman hier
erlebe. Es sei traurig, dass müsse er ehrlich sagen. Man könne der eigenen Bevölkerung
keine Möglichkeiten zur Entfaltung mehr geben. Er wollte nur sagen, wenn dies weitere
Konsequenzen habe, dann würden aber alle, die da drinnen säßen, irgendwann einmal
dran kommen. Dann würden diese einmal rasiert werden. Dann würden wahrscheinlich
alle so da sitzen wie GRMarkus Muhr und besser keine Haare mehr haben. Momentan tr-
effe es die Leute noch nicht, aber es werde sie treffen. Es werde sie massiv treffen.

GR Harald Mayrhofer entgegnet, dass der Wunsch des Bauwerbers zuerst gewesen sei,
eine gerade Siedlungsgrenze vorzunehmen. Man habe nichts anderes gemacht, als ihn
darauf hingewiesen zu haben, dass dieser soweit zurück gehenmüsse,wie es das ÖEK vo-
rsehe. Damitman sich hier an dasÖEK halte. Dasmit den 2.000Quadratmetern und den 25
% sei für spekulative Geschichten gedacht. Es seien nun zweimal 100 Quadratmeter plus
eine Privatstraße. Zumindest eines, wer wisse nicht, was mit dem zweiten sei, aber eines
werde vom Sohn bebaut. Das sei kein Spekulationsgebiet, sondern dieser widme eben je-
tzt um.

GR Markus Muhr sagt, dass die ÖVP bei jenem Punkt nicht umgefallen sei. Man habe sich
das auch angeschaut und es sich überlegt. Man habe gesehen, dass Quadratmeter bei
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Baugründen mit 1.200, 1.300 Quadratmetern – und so weit wäre dies ausgeartet, wenn
man die Streuobstwiesen bzw. die Abrundung davor noch genommen hätte – wäre man
über 1.200, eher auf eher 1.300, 1.400 Quadratmetern bei zwei unterschiedlichen Parz-
ellen gekommen. Nun habe man durch die Nichtabrundung, das was man im ÖEK drinnen
habe, auf unter 800, 900, auf unter 1.000Quadratmeter, teilweise über 900Quadratmeter.
Diese beiden seinen fast baugleich. Mit 900 Quadratmetern, wenn man die Zufahrtsstr-
aßewegrechne, könneman davon ausgehen, dassmanwirklich etwas Schönes bauen kö-
nne. Es sei eben dort, es sei die Zufahrtsstraße dort. 900Quadratmeter sei für einenBaug-
rund, seiner Meinung nach, eine schöne Fläche. 1.300 Quadratmeter für einen Baugrund,
woman vorne eine Streuobstwiese habe oder Grünland, dasman nicht bebauen dürfe, sei
in Zeitenwie diesen zu viel. Der zweite Punkt sei dasmit der Straße, daswerde Herr Franz
Krempler vielleicht übersehen haben, so wie es ursprünglich geplant wäre, hätte dieser
über den Baugrund zu dessen Grundstück fahren müssen. Er glaube nicht, dass ein Bauer
dieswünsche, über einen fremden Grund zu fahren, wenn eswirklich einmal verkauft we-
rde, dass er über einen fremdenGrund drüberfahre, umdann auch zu seinem landwirtsch-
aftlichen Grund zu kommen.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger gibt an, sich das natürlich angesehen zu haben. DemHaupta-
ntrag sei zuzustimmen, dem Zusatzantrag, eine Kenntnisnahme, dass man sich künftig
noch mal an Gesetze halte, diesemwerde man wieder nicht zustimmen.

GR Irene Autengruber merkt an, dass es ihr ein wenig so vorkomme, wer habe Recht. Ob
dies nun 1.000 oder 900 Quadratmeter seien, es werde ja nicht alles verbaut. Es bestimmt
auch ein Garten geplant. Für sie sei dies eine Diskussion, wer habe Recht und wer setze
sich durch.

GR JakobMoser entgegnet, dass es bei jenem Punkt gar nicht darum gehe, wer Recht habe
undwer nicht Recht habe. In jenemFall sei der Grundbesitzer überhaupt nicht eingeschrä-
nkt worden, weil es nichts anderes gewesen sei, als die Verlegung von der Siedlungsleitg-
renze Richtung Süden. Dafür, dass die Siedlungsleitgrenze verlegtwerde, wäre vomNatu-
rschutz oder vom Ortsplaner vorgeschrieben worden, durchgehend eine Streuobstwiese
anzubauen. Die Fläche wäre nie bebaubar geworden.

GV Karin Hemetsberger sei schon für den Antrag, aber sie verstehe nicht, wenn die Familie
eine Streuobstwiesemachenwolle, Bienen, Naturschutz. Sie verstehe nicht, dass die Grü-
nen da dagegen seien, dass dort eine gewisse Zone freigelassen werde, dass dort Str-
äucher, Obstbäume, Himbeeren, Heidelbeeren angesetztwerdenwürden. Sie verstehe das
nicht.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die Änderung Nr. 21 des rechtswi-
rksamen Flächenwidmungsplan Nr. 5/2020 so wie im Plan des Ortsplaners mit seiner St-
ellungnahme vom 14.09.2024 vorliegt, vom Gemeinderat beschlossen und der notwe-
ndige Grundsatzbeschluss zur Einleitung des Verfahrens gefasst werden soll.

Beschluss: einstimmige Annahme
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GV. Claudia Hauschildt-Buschberger stellt den Zusatzantrag, den Mitgliedern des Gemei-
nderateswird „bei Grundumwidmungen über den Eigenbedarf hinaus sind zumindest 25%
in Geld oder Grundwert zweckgebunden für soziale Wohnraumschaffung§ 16 ROG an die
Gemeinde zu leisten.“ diese Behauptung daher zur Kenntnis gebracht mit der Aufforde-
rung, sich gegeben falls an den beschlossenen Ziel- und Maßnahmen Katalog zu halten
und entsprechend bei allen zutreffenden Umwidmungen anzuwenden.

Beschluss: einstimmige Ablehnung

Anlagen:
Plan, Stellungnahme Ortsplaner, Bauplatzkonzept

5. INFRASTRUKTUR & VERKEHRSANGELEGENHEITEN

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Zur grundbücherlichen Durchführung des Teilungsplanes nach den Sonderbestimmungen
des Liegenschaftsteilungsgesetzes gemäß §§ 15 ff für die Katasterschlussvermessung
vomRadweg in der Neißinger Straße auf der L1276 Seewalchner Straße bei km0,620 – km
1,055 sind die im beiliegendem Teilungsplan des Amtes der Oö. Landesregierung enthalt-
ene Abschreibung vom Gemeindeeigentum vom Gemeinderat zu beschließen.

Wortprotokoll:
Vizebgm. Jürgen Kirchbergermöchte im Zuge der Fertigstellung des Radweges, wennman
Neißing hinunter fahre Richtung Seewalchen Ort, da sei auf der rechten Seite angeschott-
ert worden, wo auch gerne Autos stünden. Da seien vorher eine Reihe Bäume Richtung Ort
hinein gestanden. Diese seien ein relativ schöner Licht-, Sicht- und Windschutz gewesen.
Die Frage sei, ob diese Bäumewieder aufgeforstetwerdenwürden, die im Zuge der Baum-
aßnahmenweg gekommen seine. Er frage, ob sich dies jemand ansehen könne, für die Si-
edlung dahinter sei dies schon ein relativ schöner Sicht-, Wind- und Lichtschutz gewesen.

Amtsleiter Christoph Riedler antwortet, dass man, als man um das Projekt angesucht
habe, für alles, wasweg sei, eine Ersatzmaßnahme, eine Aufforstungmachenmüsse. Dies
würde auf der anderen Seite, wo die Altmanngründe seien, stattfinden. Dawürden Bäume
angesetzt werden, das sei von der Bezirkshauptmannschaft auch schon vorgeschrieben
worden. Er wisse nicht, ob dies genau jener Bereich sei, aber eine gewisse Fläche müsse
man wieder aufforsten.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger fragt nochmals nach, ob dies eine andere Stelle sei und man
dann denWindschutz nicht mehr habe.

GR Dunja Lamatsch fragt, wie groß die Bäume seinmüssten, wennman eine Ersatzmaßn-
ahme, Aufforstung machen müsse.

Amtsleiter Christoph Riedler sagt, dass er dies jetzt nicht im Detail sagen könne. Da müs-
ste man im Bescheid nachsehen.

5.1. Katasterschlussvermessung "Radweg Neißinger Straße" Durchführung gem. §§ 15
ff LiegTeilG
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GRDunja Lamatsch antwortet, dassman schon dafür plädiere, dassman nicht kleine Pfla-
nzen anpflanzt, sondern vielleicht schon in einer gewissen Größe.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Abschreibung vom Gemeindeeigentum gemäß
dem Teilungsplan GZ: 1274-35b/23 zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Plan, Schreiben Land OÖ

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Als Vorbereitung für die anstehenden Sanierungsarbeiten im Langauweg wurde am
29.04.2024 eine Vermessung durchgeführt. Gemäß der Vermessungsurkunde von Dipl.-
Ing. Herbert Ahrer, GZ: 22500 vom 29.04.2024 ergeben sich dadurch wie in der Vermessu-
ngsurkunde ersichtlich Ab- und Zuschreibungen.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag für die Durchführung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftst-
eilungsgesetz die Zu- und Abschreibungen von/zum Gemeindeeigentum laut Vermessu-
ngsurkunde von Dipl.-Ing. Herbert Ahrer, GZ: 22500 vom 29.04.2024 zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vermessungsurkunde, Antrag §15

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Für den Geh- und Radweg Steindorf-Ost sind noch Kaufvereinbarungen und Vereinbaru-
ngen zwischen Grundbesitzern, Land Oberösterreich und der Marktgemeinde abzuschli-
eßen.

Kaufvereinbarung - vom 06.11.2023 -Landesstraße L1274 Gamperner Straße km
11,690 bis 12,545 – Baulos Geh- und Radweg Steindorf-Ost

Kaufvereinbarungen

5.2. Antrag auf Veranlassung der grundbücherlichen Durchführung gem. § 15, Langau-
weg

5.3. Grundeinlöse Geh- und Radweg Steindorf-Ost - Beschluss Kaufvereinbarungen
Lechner
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abgeschlossen zwischen derMarktgemeinde Seewalchen am Attersee, und
den betroffenen Grundeigentümern,wiefolgt:

I.

DieMarktgemeinde Seewalchen amAttersee kauft und übernimmt und die
nachstehendunter Punkt VIII. dieserKaufvereinbarungenangeführtenGrund-
eigentümerverkaufenundübergeben die unter Punkt VIII. dieser Kaufvereinb-
arungengenaubezeichnetenGrundstückebzw. Grundstücksteile zu den jew-
eils imPunkt VIII. vereinbartenKaufpreisen.

II.

Es wird festgestellt, dass es sich bei den kaufgegenständlichen Flächen um
runde Flächenausmaße handelt. Das endgültige Ausmaßwird durch Endve-
rmessung nach Fertigstellung der Bauarbeitenermittelt. Es können sich daher
mit der Endvermessung geringfügigeMehr- oder Minderabtretungen anGru-
ndflächen ergeben. Im FaIle einer Mehrbeanspruchung wird für die zusä-
tzliche Fläche ebenfalls der unter Punkt VIII. vereinbarte Kaufpreis inkl.
allfälliger Nebenentschädigungenbezahlt. Für den Fall einerMinderbeansp-
ruchung verpflichten sich die betroffenenGrundeigentümer, den für die nicht
benötigte Grundfläche bereits erhaltenen Kaufpreis bzw. Kaufpreisanteil inkl.
allfälligerNebenentschädigungenzurückzuzahlen. BeiGesamteinlöse eines
Grundstückeswird ebenfalls das Endvermessungsergebnisfür die Endabrech-
nung herangezogen.

III.

Die Verkäufer verpflichten sich daher nach Festlegung der beanspruchten
Flächenausmaße auch mehrmals eine für die Herstellung der Grundbuchsord-
nung allenfalls erforderliche Aufsandungsurkunde ohne Verzug zu unterfer-
tigen.

IV.
Der im Punkt VIII. vereinbarte Kaufpreis wird in nachstehenderWeise bezahlt:

a) 80 % des Kaufpreises und der m²-abhangigen Nebenentschädigungen sowie 100 %
der
pauschalen Nebenentschädigungen werden binnen 8 Wochen nach allseitiger
Vertragsunterfertigungausbezahlt;
b) die restlichen 20 % des Kaufpreises und der m²-abhängigen Nebenentschädigungen
werden
nach Vorliegen des Endvermessungsergebnisses ausbezahlt.

In sämtlichen in dieser Kaufvereinbarung angeführten Kaufpreisen bzw. Ent-
schädigungsbeträgen ist eine gegebenenfalls zu entrichtende Umsatz- oder
Mehrwertsteuer bereits enthalten.

V.

Die Übergabe derGrundflächen in den tatsächlichen Besitz undGenussderMa-
rktgemeinde Seewalchen am Attersee, erfolgt lastenfreimit dem Tag der alls-
eitigen Unterfertigung dieser Kaufvereinbarungen. Ab diesemTag kannmit den
Bauarbeiten sofort begonnen werden, weiter gehen ab diesem Tag Steuern,
Abgaben, Zufall undGefahr der betroffenenGrundflächen auf die Marktgemei-
nde Seewalchen am Attersee über. Weiters verpflichten sich die Grundeigent-
ümer für sich und ihre Rechtsnachfolger die mit dieser Vereinbarung verkauf-
ten Grundflächen nicht doppelt, in welcher Form auch immer, zu veräußern
bzw. zu übergeben sowie die erforderlichenUnterlagen hinsichtlich der Laste-
nfreiheit über Aufforderung beizustellen und die Marktgemeinde Seewalchen
am Attersee, diesbezüglich schad- und klaglos zu halten.
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Hinweis gemäß § 3 Abs. 1Konsumentenschutzgesetz(Rücktrittsrecht):
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer
für seine geschäftlichen Zwecke dauernd benutzten Räumen noch bei einem
von diesem dafür auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand abgeg-
eben, so kann er von seinemVertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Di-
eserRücktritt kannbis zumZustandekommendesVertrags oder danachbinnen
14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung einer
Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Unternehmers, die
zur ldentifizierung des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine Belehrung
über das Rucktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Aus-
übung des Rücktrittsrechts enthalt, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit
demZustandekommendes Vertrags, (...). ist die Ausfolgung einer solchenUrku-
nde unterblieben, so steht dem Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist
von zwölfMonaten und 14Tagen abVertragsabschluss (...) zu; wenn der Unter-
nehmer die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristb-
eginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zei-
tpunkt, zu demder Verbraucher die Urkunde

Nach § 3 Abs. 4 Konsumentenschutzgesetz ist die Erklärung des Rücktritts an keine bes-
timmte Formgebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewährt, wenn die Rücktrittserklärung inn-
erhalb der Frist abgesendetwird.

Die Vermarkung, Vermessung undgrundbücherliche Durchführung unddie daraus erw-
achsenden KostenübernimmtdieMarktgemeindeSeewalchenamAttersee.

DieMarktgemeinde Seewalchen am Attersee bestätigt den unter Pkt. VIII. dieser Vereinb-
arung angeführtenGrundeigentümer, dassdievertragsgegenständlichenGrundstücke
ausschließlich zur Errichtung und der Erhaltung des gegenständlichen Bauvorhabensmit
allen damit verbundenenNebenanlagenherangezogenwerden.
DieMarktgemeinde Seewalchen am Attersee erklärt, dass es in Ermangelung von gü-
tlichen Einigungenmit denGrundeigentümerndie EinleitungdesBehördenverfahrens für
den erforderlichen Grunderwerb nach dem Oö. Straßengesetz1991beantragenwurde.

DieGrundeigentümerbestätigen,überdiesteuerlichenFolgendiesesVeräußerungsvorga-
nges, insbesondere die lmmobilienertragsteuer betreffend, informiert zu sein und den
Veräußerungsvorgang in der eigenen Steuererklärung gegenüber demFinanzamt zu
deklarieren, sowie für eine ordnungsgemäße Steuerabfuhr Sorge zu tragen, sofern nicht
eine Selbstberechnung der lmmobilienertragsteuer gemäß§ 30c EStG durch einen
Parteienvertreter erfolgt.
Die Käuferin ist diesbezüglich vollkommen schad- und klaglos zu halten.

DieGrunderwerbsteuer für dieVeräußerungvonbisherigenStraßenflächenwird vonder
MarktgemeindeSeewalchenamAtterseenichtübernommen.

VI.

Mit dem Bauvorhaben und den damit verbundenen technischenMaßnahmen erklären
sich die betroffenenGrundeigentümergemäß§31Abs. 5 Oö. Straßengesetz 1991 in der
geltenden Fassungeinverstanden.

VII.

Die Verkäufer erklären,mit der Bezahlung desGesamtkaufpreises nachEndvermessung
ein für alle Mal aus dem Titel dieser Kaufvereinbarungen abgegolten zu sein. Das Original
dieses Vertrages ist für die Marktgemeinde Seewalchen amAttersee bestimmt. Die Verk-
äufer erhalten je eineAbschrift

Antrag:
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Kauvereinbarung vom 06.11.2023 für die Lande-
sstraße L1274 Gamperner Straße km km 11,690 bis 12,545 – Baulos Geh- und Radweg St-
eindorf-Ost zwischen der Marktgemeinde Seewalchen und Adolf und Manuela Lechner,
Müllnerweg 6/2, 4863 Seewalchen zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vereinbarung

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Für den Geh- und Radweg Steindorf-Ost sind noch Kaufvereinbarungen und Vereinbaru-
ngen zwischen Grundbesitzern, Land Oberösterreich und der Marktgemeinde abzuschli-
eßen.

Kaufvereinbarung - vom 06.11.2023 - Landesstraße L1274 Gamperner Straße km
11,690 bis 12,545 – Baulos Geh- und Radweg Steindorf-Ost

Kaufvereinbarungen

abgeschlossenzwischen demLandOberösterreich, Landesstraßenverwaltung, undder
betroffenenGrundeigentümerin,wiefolgt:

I.

DasLandOberösterreich, Landesstraßenverwaltung, kauft undübernimmtunddienach-
stehend unter Punkt VIII. dieserKaufvereinbarungenangeführteGrundeigentümerinve-
rkauftundübergibt die unter Punkt VIII. dieserKaufvereinbarungengenaubezeichneten
Grundstückebzw. Grundstücksteile zuden imPunkt VIII. vereinbartenKaufpreis.

II.

Es wird festgestellt, dass es sich bei den kaufgegenständlichen Flächen um runde
Flächenausmaße handelt. Das genaue Ausmaßwird durch die Endvermessung ermitt-
elt. Es können sich dahermit derEndvermessunggeringfügigeMehr- oderMinderabtre-
tungen anGrundflächen ergeben. Im Falle einerMehrbeanspruchungwird für die zusä-
tzliche Fläche ebenfalls der unter Punkt VIII. vereinbarteKaufpreis inkl. allfälligerNebe-
nentschädigungenbezahlt. Für denFalleiner Minderbeanspruchung verpflichtet sichdie
betroffeneGrundeigentümerin, den für die nicht benötigteGrundflächebereitserhalte-
nenKaufpreisbzw. Kaufpreisanteil inkl. allfälliger Nebenentschädigungenzurückzu
zahlen. BeiGesamteinlöseeinesGrundstückeswirdebenfalls das Endvermessungserg-
ebnis für die Endabrechnungherangezogen.

III.

5.4. Grundeinlöse Geh- und Radweg Steindorf-Ost - Beschluss Kaufvereinbarungen
Gemeinde
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Die Verkäuferin verpflichtet sich daher nach Festlegung der beanspruchten Flächenau-
smaße auch mehrmals eine für die Herstellung der Grundbuchsordnung allenfalls erfo-
rderliche Aufsandungsurkunde ohne Verzug zuunterfertigen.

IV.

Der im Punkt VIII. vereinbarte Kaufpreiswird in nachstehenderWeise bezahlt:

a) 80%desKaufpreises undderm²-abhängigenNebenentschädigungen sowie 100% der
pauschalenNebenentschädigungenwerden binnen 8Wochen nach allseitiger Vertragsu-
nterfertigungausbezahlt;
b) die restlichen 20%des Kaufpreises und der m²-abhängigen Nebenentschädigungen
werden
nachVorliegen des Endvermessungsergebnissesausbezahlt.

In sämtlichen in dieser Kaufvereinbarung angeführten Kaufpreisen bzw. Entschädigung-
sbeträgen ist eine gegebenenfalls zu entrichtendeUmsatz- oder Mehrwertsteuer bereits
enthalten.

V.

Die Übergabe der Grundflächen in den tatsächlichen Besitz undGenuss des Landes Ober-
österreich, Landesstraßenverwaltung, erfolgt lastenfreimit demTag der allseitigen Unt-
erfertigungdieserKaufvereinbarungen. Ab diesem Tag kannmit den Bauarbeiten sofort
begonnenwerden, weiters gehen ab diesem Tag Steuern, Abgaben, Zufall undGefahr der
betroffenenGrundflächenaufdie Landesstraßenverwaltung über. Außerdem verpflichtet
sich die Grundeigentümerin für sichund ihreRechtsnachfolger diemit dieser Vereinba-
rung verkauften Grundflächen nicht doppelt, inwelcher Form auch immer, zu veräußern
bzw. zu übergeben sowie die erforderlichenUnterlagenhinsichtlichder Lastenfreiheit
über Aufforderung beizustellen unddas LandOberösterreich, Landesstraßenverwaltung,
diesbezüglich schad- undklaglos zu halten.

Hinweis gemäß § 3 Abs. 1Konsumentenschutzgesetz(Rücktrittsrecht):
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärungweder in den vomUnternehmer für seine
geschäftlichen Zweckedauerndbenützten Räumennochbei einem vondiesemdafür auf
einerMesse oder einemMarkt benutzten Stand abgegeben, so kann er von seinem Vertr-
agsantrag oder vom Vertragzurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandek-
ommen des Vertrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist
beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift
des Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine
Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Au-
sübung des Rücktrittsrechts enthalt, an den Verbraucher, frühestens jedochmit dem Zu-
standekommen des Vertrags, (...). ist dieAusfolgungeiner solchen Urkundeunterblieben,
so steht demVerbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist vonzwölf Monaten und 14
Tagen ab Vertragsabschluss (...) zu; wenn der Unternehmer die Urkundenausfolgung inn-
erhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktri-
ttsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhalt. (...).
Nach § 3 Abs. 4 Konsumentenschutzgesetz ist die Erklärung des Rücktritts an keine bes-
timmte Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewährt, wenndie Rücktrittserklärung inn-
erhalb der Frist abgesendet wird.

DieVermarkung,VermessungundgrundbücherlicheDurchführungunddiedarauserwach-
senden KostenübernimmtdasLandOberösterreich, Landesstraßenverwaltung.

Das LandOberösterreich, Landesstraßenverwaltung bestätigt der unter Pkt. VIII. dieser
VereinbarungangeführtenGrundeigentümerin,dassdievertragsgegenständlichenGru-
ndstücke ausschließlich zur Errichtung und der Erhaltung des gegenständlichen Bauvo-
rhabensmit allen damit verbundenenNebenanlagen herangezogenwerden.
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Das Land Oberösterreich, Landesstraßenverwaltung erklärt, dass es in Ermangelung ei-
ner gütlichenEinigungmitderGrundeigentümerindie EinleitungdesBehördenverfahrens
fürden erforderlichen Grunderwerb nach dem Oö. Straßengesetz 1991 beantragenwü-
rde.

Die Grundeigentümerin bestätigt, über die steuerlichen Folgen dieses Veräußerungsvorg-
anges, insbesondere die Immobilienertragsteuer betreffend, informiert zu sein und den
Veräußerungsvorgang in der eigenen Steuererklärung gegenüber dem Finanzamt zu
deklarieren, sowie für eine ordnungsgemäße Steuerabfuhr Sorge zu tragen.
Die Käuferin ist diesbezüglich vollkommen schad- und klaglos zu halten.

Die Grunderwerbsteuer für die Veräußerung von bisherigen Straßenflächenwird vom
Land Oberösterreich,Landesstraßenverwaltung,nichtübernommen.

VI.

Mit dem Bauvorhaben und den damit verbundenen technischenMaßnahmen erklärt
sich die betroffene Grundeigentümerin gemäß§ 31 Abs. 5 Oö. Straßengesetz 1991 in
der geltenden Fassung einverstanden.

VII.

Die Verkäuferinerklärt,mit der BezahlungdesGesamtkaufpreises nachEndvermessung
ein für alle Mal aus dem Titel dieser Kaufvereinbarungen abgegolten zu sein. Das Original
dieses Vertrages ist für die Landesstraßenverwaltung bestimmt. Die Verkäuferin erhalt
eine Abschrift.
Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Kauvereinbarung vom 06.11.2023 -Landesstraße
L1274 Gamperner Straße km 11,690 bis 12,545 – Baulos Geh- und Radweg Steindorf-Ost
zwischen der Marktgemeinde Seewalchen und der Landesstraßenverwaltung zu be-
schließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vereinbarung

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Für einen einwandfreienWinterdienstwird jährlich ein Organisationsplan erstellt, der den
Räum- und Streuplan beinhaltet. Darin sind die Gemeindestraßen, die durch denWirtsch-
aftshof betreutwerden, nachDringlichkeitsstufen eingeteilt. Höchste Priorität beimWint-
erdienst haben die Aufrechterhaltung des öffentlichen Nahverkehrs die Sicherung der
Ver- und Entsorgung derMarktgemeinde Seewalchen Öffentliche Straßen, die keine Gem-
eindestraßen sind, werden von der Landes- bzw. der Bundesstraßenverwaltung vom
Schnee geräumt.

Räumung von Privatstraßen:
Es wird darauf verwiesen, dass bei Privatstraßen der jeweilige Grundeigentümer und bei
Interessentenstraßen dieWeggenossenschaft zur Räumung und Streuung der Straße ve-

5.5. Entfall der Durchführung des Winterdienst auf Privatstraßen durch die Gemeinde
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rpflichtet sind und dafür haften. Eine Räumung der Privatstraßen ohne jegliche Vereinba-
rung ist unzulässig, sollte ein Schaden eintreten haftet der Bürgermeister dafür.

In der Gemeindevorstandssitzung am 24.06.2024 wurde vereinbart, dass der Bauhof
keine Privatstraßenmehr unentgeltlich räumt. Es werden alle Grundbesitzer verständigt,
dass dieMöglichkeit besteht die Räumung durch die Firma Kirchner aus Gampern zu über-
tragen. Oder der Winterdienst wird selbst durchgeführt.

Wortprotokoll:
GR HaraldMayrhofer gibt an, über jene ganze Geschichte erschüttert zu sein. Für ihn habe
die Gemeinde quasi einen Versorgungsauftrag, sodass eine Feuerwehr oder eine Rettung
zufahren könne. All jene, die Privatstraßen hätten, hätte diese meistens nicht freiwillig,
sondern diese wollte man einfach nicht haben, weil sie eine Sackgasse seien. Die Gemei-
nde hätte für den Straßenbau und der Erhaltung keine Kosten jemals gehabt. Und er finde
dawirklich nichts dabei, wenn dort gelegentlich Schnee geräumtwerdenwürde. Undweil
der alte Amtsleiter an diesem Tag auch da sei, wolle er sagen, dass man jene Diskussion
auch schon vor 15 Jahren gehabt habe. Da habe man dann gesagt, dass man nichts tue,
denn ansonsten könnten die Leute fordern, dass um sieben Uhr geräumt werden müsse
und solange man eine Privatstraße so räume, wenn es der Gemeinde reinpasse, dann
macheman das auch. Er finde dies auch sinnvoll. Er sei da absolut dagegen. Es werde sich
auch zeigen, dass man zum einen eine Flut bekomme an Übernahmen ins öffentliche Gut,
die man aber nicht nehme, weil Sackgassen nicht ins öffentliche Gut genommen werden
würden. Da könne man sich auf der Gemeinde auch gleich etwas überlegen zu jenen Ant-
rägen, die da nun reinkommen würden. Dazu würde noch kommen, dass die Radfahrer
dort und da – so wie in Litzlberg – ausgesperrt werdenwürden. Wenn es um Haftungsge-
schichten gehenwürde, weil dies das Argument sei, dann habe auch der Privatstraßenbe-
sitzer eine Haftung, wenn dort etwasmit einemRadfahrer passierenwürde. Daherwürde,
sowieman es nun schon imHaininger Bach habe, einer keine Radfahrermehr durchfahren
lassen.

Der Bürgermeister entgegnet, dass man die letzte Gemeinde sei, die dies im großen Umf-
eld nicht habe. Genau die Haftungsthemen seien es gewesen, die sie dazu bewogen habe,
dies zu machen.

GR Erich Kaniak gibt an, dass GR Mayrhofer eine sehr gute Stellungnahme abgegeben
habe. Es sei nicht ohne, was da komme. Er hätte gerne gewusst, wie viele Straßen hier in
Frage kämen und wie viel die zusätzliche Privatstraßenräumung koste, sodass man ei-
nmal eine ungefähre Vorstellung habe. Er frage, ob es 100 Kilometer seien oder zwei Kil-
ometer oder 100 Meter. Das sei interessant, denn die Argumentation sei nicht von der
Hand zu weisen und es sei auch im Sinne der Gemeinde.

Der Bürgermeister antwortet, dass dies genau erhoben worden sei. Fakt sei, dass es
primär um die Haftung gehe.

Amtsleiter Christoph Riedler ergänzt, dass es keine Gemeinde gebe, die dies noch mache.
Seewalchen sei da noch eine Ausnahme. Es sei ein Haftungsthema. Man habe einen Fall
gehabt, wo man eine Privatstraße geräumt habe und auch bezahlen habe müssen, weil
man diese beschädigt habe. Die Zeiten seien vorbei.

GR Harald Mayrhofer entgegnet, dass es zwei paar Schuhe seien, ob die Straße be-
schädigt worden sei oder ob ein Unfall passiert sei. Bei einer Beschädigung, der Traktor
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habe ein Kennzeichen, er sei selbst lange Traktor gefahren und habe auch dort und da
etwas beschädigt. Das habe dann die Versicherung des Baggers bezahlt.

Amtsleiter Christoph Riedlermerkt daraufhin an, dass es keine Gemeinde gebe, die Privat-
straßen räume. Das sei einfach so. Das sei vielleicht in Seewalchen 20 oder 30 Jahre lang
so gewesen.

GR Bernhard Strauch meldet sich zu Wort und gibt an, ein bisschen verwirrt zu sein, aber
er glaube, er wisse, warum man das beschließen müsse. Aber vielleicht könne man das
noch einmal klarstellen. Soweit er informiert worden sei, ging es damals darum, dass bei
der Schneeräumung ein Auto beschädigt worden sei. Die Besitzerin des Autos habe sich
sodann quasi an die Gemeinde gewandt. So habe er das verstanden. Und es kam dabei he-
raus, dass der Traktorfahrer zur Schneeräumung dort keinen Auftrag hatte. Die Privatstr-
aßenbesitzerin oder war auch immer dies gewesen war, da sei kein Auftrag gewesen.
Damit hätte dieser dort nicht fahren dürfen, auch nicht zur Schneeräumung.Wenn er rich-
tig informiert sei, dann sei es so, dass dies auch keine Versicherung bezahle.Warum sollte
eine Versicherung für einen Traktorfahrer bezahlen, der dort nicht fahren sollte, wenn er
im öffentlichen Auftrag unterwegs sei. Der habe dort nicht hineinfahren müssen. Soweit
er sich erinnere, habe man das auch schon in einem Ausschuss diskutiert. Man sei dann,
wenn er sich richtig erinnere, nicht dafür zuständig gewesen. Für ihn sei die ganz klare Fr-
age gewesen, wenn man wohin fahre, wo man keinen Auftrag habe und dann niemand
hafte und man als Gemeinde müsse ohne Versicherung für jede Schäden aufkommen,
dannmüsse er ehrlicherweise sagen, dann stimme er natürlich dafür, dassman dort nicht
fahre. Er frage, woher das Geld kommen solle, dass man dies bei einer Beschädigung
mache und der Dienstleister, der für einen fahre, dessen Versicherung werde auch nicht
bezahlen. Den könne man auch nicht in Regress nehmen, sodass dieser – wenn er irge-
ndwo dagegen fahre – dies aus seiner eigenen Tasche bezahle. Der werde dort auch nicht
fahren, wenn er keinen Auftrag habe. Daher sei für ihn die Haftungsfrage und die Rechtsl-
age, wenn er das richtig im Kopf habe, wirklich eindeutig. Deswegen gebe es aus seiner
Sicht keinen anderen Beschluss mit den Konsequenzen, die genannt wurden, mit denen
man lebenmüsse. Aber er sehe keine andere richtigeMöglichkeit, jenenBeschluss nicht zu
fassen.

Amtsleiter Christoph Riedler führt an, dassman jene Straßen gar nicht fahren dürfe, wenn
man eine Abgangsgemeinde sei. Als Abgangsgemeinde dürfeman das gar nicht unentgel-
tlich machen.

GR Erich Kaniak entgegnet, dass die einfachste Lösung all jener Probleme sei, dass man
die Besitzer der Privatstraßen frage, ob diese eine öffentliche Reinigung oder Schneer-
äumung haben wollen würden oder nicht. Und was dies für diesen für Konsequenzen
habe, solle der Private entscheiden. Wenn dieser Nein, seine Straßen brauchen nicht
gemacht werden, dann sei das in Ordnung. Wenn dieser Ja sagen würde, dann übern-
ehme dieser auch die Haftung. Denn dies sei ja eine Dienstleistung, wo derjenige, der
Schäden anstelle, sowieso versichert sei. Da müsse nicht die Gemeinde oder sonst jem-
and bezahlen. Aber er frage, warumman nicht frage. Den überall dort, wo privat draufst-
ehe, da sei ein rotes Schild, da dürfe man schon nichts mehr machen, denn dies sei ja
gefährlich.

GR Rudolf Stockinger ergänzt, auch nicht zustimmen zu können. Er habe damit ein Pr-
oblem. Man bekomme für Privatstraßenanwohner dieselben Bundesertragsanteile wie
für einen normalen Bürger von Seewalchen. Daher stünde diesem auch das Recht zu.
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GR Bernhard Strauch antwortet, dass er auch dieser Frage nachgegangen sei. Man habe
das sogar schon einmal diskutiert, dass man gesagt habe okay, wenn sich der Privatstr-
aßenbesitzer melden würde und mit ihnen einen Vertrag mache, dann würde man in die-
sen gegebenenfalls Schnee räumen. Doch da sei dann das nächste Problem aufgek-
ommen. Man könne als Gemeinde keine Gratisleistung anbieten. Man könne nicht, wenn
einer komme und sage, ob man ihm das räume, dann habe man einen Vertrag und darin
stünde, dass man das unentgeltlich räume, dann sei gegebenenfalls die Haftungsfrage
geregelt. Soweit er das verstanden habe, könne man als Gemeinde nicht einen Vertrag
abschließen, wo man eine unentgeltliche Dienstleistung anbiete, für die man im Umkeh-
rschluss gegebenenfalls bezahlen müsse.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund des einstimmigen Beschlusses in der Gemeindevorst-
andssitzung am 16.09.2024 den Antrag,

a. keine Privatstraßen mehr unentgeltlich von der Marktgemeinde Seewalchen ger-
äumt werden.

b. alle Besitzer der Privatstraßen zu informieren und die Möglichkeit aufzuzeigen,
dass die Firma Kirchner die Schneeräumung gegen Bezahlung übernehmen kann.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:

Nein (4)

GR Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
GR Mag. Erich Kaniak FPÖ
GR Kerstin Zoister SPÖ
GR Rudolf Stockinger SPÖ

Enthaltung (1)

GR Harald Huber SPÖ

6. KULTUR-, SOZIAL-UND UMWELT

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 28. September 2017 wurde in der Marktgemeinde
Seewalchen am Attersee ein Verbot des Fütterns vonWildvögeln an stehenden und fließ-
enden Gewässern durch eine ortspolizeiliche Verordnung erlassen. Diese Verordnungwu-
rde mit Beschluss des Gemeinderates vom 12. April 2018 geändert (siehe Anlage).

In einer Medieninformation der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 22. April 2024
wird auf die aktuelle Situation am Attersee hingewiesen. Dort halten sich Höckerschwäne

6.1. Aufhebung der ortspolizeilichen Verordnung vom 12. April 2018: Fütterungsverbot
vonWildvögeln an stehenden und fließenden Gewässern
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zunehmend auf einzelnen (Wiesen-)Flächen auf und verursachen dadurch Schäden an la-
ndwirtschaftlichen Kulturen. Eine zusätzliche Fütterung führt zu einer unnatürlich hohen
Bestandszahl der Höckerschwäne.

Im Schreiben wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass im neuen Oö.
Jagdgesetz 2024 eine Bestimmung aufgenommen wurde, die das Füttern von Wildtieren,
einschließlich Höckerschwänen und anderen Wasservögeln, durch nicht zur Jagdaus-
übung berechtigte Personen verbietet. Dadurch ist eine Verordnung betreffend Fütterung-
sverbot durch die jeweilige Gemeinde für bestimmte Gebiete nichtmehr zwingend notwe-
ndig.

Die Nichtbeachtung dieses Fütterungsverbotes im Oö. Jagdgesetz 2024 durch nicht zur
Jagdausübung berechtigte Personen stellt eine Verwaltungsübertretung dar und kannmit
einer Geldstrafe von bis zu 20.000 Euro geahndet werden. Zur Feststellung der Identität
einer Person und zur Anzeige bei betreffender Gesetzesübertretung sind neben den Behö-
rden (wie Bezirkshauptmannschaft, Gemeinde, etc.) auch die bestellten Jagdschutzorg-
ane befugt.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund der geltenden Bestimmungen im Oö. Jagd-
schutzgesetz 2024 und des einstimmigen Beschlusses im Gemeindevorstand, die ortsp-
olizeiliche Verordnung der Marktgemeinde Seewalchen vom 12. April 2018 aufzuheben.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
- Ortspolizeiliche Verordnung (Fütterungsverbot vonWildvögeln vom 12. April 2018)
- Medieninformation der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 22.04.2018

7. KINDER- UND SCHULANGELEGENHEITEN

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Mit Beschluss der Novelle des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes durch den
oberösterreichischen Landtag am 16. Mai 2024 sowie der nachfolgenden Änderung der
Oö. Elternbeitragsverordnung 2024, wurdenwesentliche Neuerungen in Bezug auf die El-
ternbeiträge sowie die Landesförderungen für Gruppen in Kinderbildungs- und -betreuu-
ngseinrichtungen umgesetzt.

Ein zentraler Punkt dieser rechtlichen Änderungen ist die Einführung des kostenlosen Be-
suchs einer institutionellen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung in Oberösterr-
eich bis 13:00 Uhr. Die Neuerungen betreffen dabei auch die Anpassung der Tarifordnung
für Krabbelstuben, welche sich wie folgt gestaltet:

§ 3Mindestbeitrag:
Der monatliche Mindestbeitrag für die Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt nach
13:00 Uhr beträgt 50 Euro.

7.1. Beschlussfassung der Krabbelstuben-Tarifordnung
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§ 4 Höchstbeitrag:
Der monatliche Höchstbeitrag für die Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt nach
13:00 Uhr beträgt 128 Euro.

§ 7 Kostenbeitrag bei nicht regelmäßigem Besuch:
Falls der kostenfreie Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ohne triftigen Grund nicht
regelmäßig entsprechend der Anmeldung erfolgt, wird ein monatlicher Betrag von 128
Euro eingehoben.

§ 11 Regelung für Kinder aus Fremdgemeinden:
Kinder aus anderenGemeinden können nur aufgenommenwerden,wenn kein Kind aus der
eigenen Gemeinde den Krabbelstubenplatz beansprucht. Die betroffene Fremdgemeinde
muss sich schriftlich verpflichten, den Gastbeitrag in der festgesetzten Höhe zu leisten.
Dermonatliche Beitrag, der für einen Krabbelstubenplatz an die Fremdgemeinde verrech-
netwird, beträgt 921 Euro. Auf Grundlage dieser neuen gesetzlichen Bestimmungen ist es
notwendig, die bestehende Krabbelstuben-Tarifordnung anzupassen und die genannten
Änderungen in der vorliegenden Form zu beschließen.

Finanzierung:
vorhanden

Antrag:
Der Bürgermeister stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorsta-
ndes denAntrag, demGemeinderat die Empfehlung auszusprechen, die vorgelegte Krabb-
elstuben-Tarifordnung unter Berücksichtigung der oben genannten Änderungen zu be-
schließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Tarifordnung, Schreiben Bildungsdirektion

8. VERTRAG

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Für die Photovoltaikanlage der Freiwilligen Feuerwehr Seewalchenwurdemit der Energie
AG ein neuer Stromeinspeisevertrag für die Jahre 2025 und 2026 vereinbart. Bei diesem
Vertrag entfällt die monatliche Dienstleistungspauschale für die Abwicklung durch die
Energie AG in Höhe von 80 Euro netto.

Der Einspeisevertrag regelt die Lieferung des aus der Photovoltaikanlage erzeugten Str-
oms an den Abnehmer Energie AG. Für die Einspeisung wird für den Zeitraum vom
01.01.2025 bis zum31.12.2026 als Preis der stündliche Spotmarktpreis abzüglich einesme-
ngenabhängigen Abschlags von 0,5 ct/kWh bzw. bei negativen Spot-Preisen zuzüglich ei-
nes mengenabhängigen Aufschlags, jeweils netto, vereinbart. Dieser neue SPOT-Einspei-
severtrag ist auch Voraussetzung für die Teilnahme am E-Fairteiler.

8.1. Abschluss Stromeinspeisevertrag - PV Überschusseinspeisung FF Seewalchen
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Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund des einstimmigen Beschlusses des Gemei-
ndevorstands, den neuen Stromeinspeisevertrag für die FF Seewalchen unterWegfall der
monatlichen Dienstleistungspauschale von 80 Euro netto nachträglich zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Stromeinspeisevertrag - Photovoltaik Überschusseinspeisung FF Seewalchen

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Der Strompreis wird von der Amtsleitung regelmäßig überprüft. Im Februar 2024 wurde
ein Angebot von 11,88 Cent pro kWh für das Jahr 2025 eingeholt. Seither zeigte sich keine
signifikante Tendenz nach unten, auch nicht während der Sommermonate.

Für das Jahr 2025 konnte nun ein Preis von 11,33 Cent pro kWh vor, und für das Jahr 2026
ein Preis von 10,4 Cent pro kWh mit der Energie AG ausverhandelt werden. Dies ergibt ei-
nen durchschnittlichen Mischpreis von 10,86 Cent pro kWh. Mit diesem Tarif können wir
eine jährliche Ersparnis von etwa 18.800 Euro im Vergleich zu unserem aktuellen Stromp-
reis erzielen. Im Vergleich zu anderen Gemeinden habenwir derzeit den günstigsten Tarif.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund des einstimmigen Beschlusses des Gemei-
ndevorstands, denAbschluss des Stromliefervertrags 2025-2026 zumdurchschnittlichen
Mischpreis von 10,86 Cent pro kWh nachträglich zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Energieliefervertrag – Strom 2025-2026

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Durch die PV-Ausbauoffensive der Marktgemeinde Seewalchen verfügt die Gemeinde
über 7 PV-Anlagenmit einer Gesamtleistung von 270 kWp. Im ersten Halbjahr 2024 haben
diese Anlagen insgesamt 130.274,97 kWh Strom erzeugt. Davon wurden 77.421,63 kWh,
also knapp 60%, ins Netz eingespeist (siehe Tabelle).

Zeitraum 01.01.2024 bis 30.06.2024:

8.2. Abschluss Energieliefervertrag - Strom 2025-2026

8.3. Abschluss Vertrag Energiegemeinschaft - E-Fairteiler der Energie AG

Anlage Leistung
kWp

Erzeugung
kWh

Einspeisung
kWh

Einspeisung
%

Volksschule 80 41.171,62 23.412,46 56,87%
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Aktuell erhalten wir von der Energie AG eine Einspeisevergütung von 4,50 Cent pro kWh,
während wir den Strom zu einem Preis von 18,1 Cent pro kWh einkaufen (gültiger Stromli-
efervertrag bis 31.12.2024).

Um oberösterreichischen Gemeinden die Möglichkeit zu bieten, den selbst produzierten
Überschussstrom effizient zu nutzen, hat die Energie AG das Modell "E-Fairteiler" ent-
wickelt. Dieses Modell wurde speziell für Gemeinden konzipiert und wird als Zusatzvert-
rag (Sideletter) zum bestehenden Energieliefervertrag geführt, der automatisch mit die-
sem ausläuft. Der E-Fairteiler ermöglicht es uns, den eingespeisten PV-Überschussstrom
an eigene Gemeindeanlagen zu verteilen. Dadurch können wir den produzierten Über-
schussstrom effizient innerhalb der Gemeinde nutzen. Die Verteilung erfolgt optimiert
und automatisch im System, je nachdem, welche Verbraucher gerade Strom benötigen
undwo ein Überschuss besteht. Die Zählpunkte, d.h. die Erzeugungs- und Verbrauchsanl-
agen, die im Fairteiler-Modell enthalten sind, können individuell angegeben werden.

Die Kosten sind überschaubar und bieten einen klaren Vorteil im Vergleich zum Str-
omzukauf:
 Für jeden Zählpunkt wird eine Gebühr von 3 Euro pro Monat verrechnet.
 Pro transferierter kWh kostet es 0,1 Cent.
 Hinzu kommt eine Transaktionsgebühr von 1,5 Cent pro kWh, die jedoch als Testrabatt

der Energie AG bis zum Jahresende entfällt.

Neben allen PV-Anlagen als Erzeugungsanlagen werden daher jene Zählpunkte mit
hohen Stromverbräuchen definiert, die zum Zeitpunkt der Erzeugung einen hohen Verbr-
auch haben, wie z.B. das Strandbad, die Pumpwerke, die E-Ladestationen und die Musik-
schule. Die Gemeinde sieht dies als großartige Gelegenheit, unseren eigenen Strom bes-
ser zu nutzen und Kosten zu senken. Das Modell ist jederzeit flexibel kündbar mit einer
Kündigungsfrist von 3 Monaten. Die Marktgemeinde Seewalchen wird als Testgemeinde
dieses Angebot nutzen.

Wortprotokoll:
GR. Reiter Peter: Ich bin begeistert, dass da jetzt in der Richtung was gemacht wird. Wir
haben zwar in der Gemeinde vor zwei Jahren beschlossen, dass wir EEG ins Leben rufen.
Nurmussman bei der EEGmit anderen auch noch Strom teilen. Das ist damals ausmehre-
ren Gründen nicht zustande gekommen. Einerseits die ÖMAG hat damals relativ viel gez-
ahlt, und dann war man von der Gemeinde her nicht bereit, mit anderen zu teilen. Jetzt ist
das so, bei diesem Vertrag, dass das für die Gemeinde eine super Sache ist. Nur eines
möchte ich dazu sagen, durch das, dassmandas E-Vertrag immer imBoot trägt, das heißt,
der bestimmt, was da passiert. Ich habe auch mit dem Amtsleiter telefoniert, und er hat
mich angerufen, und hat mich zumeinem gefragt. Er hat auch gesagt, man kann den Vert-
rag jederzeit kündigen. Das heißt, in Zukunft, irgendwann, wennman bei der EEG vielleicht
besser wäre für die Gemeinde, kann man das früher noch machen. Aber je nachdem

Strandbad 27 11.447,24 4.541,70 39,68%
Rathaus 35 16.918,01 6.324,64 37,38%
Kiga Rosenau 37 19.180,93 13.310,50 69,39%
FF Steindorf 14 7.223,47 4.544,63 62,91%
FF Seewalchen 66 30.421,36 21.657,21 71,25%
FF Kemating 11 3.912.34 3.630,49 92,80%
SUMME 270 130.274,97 72.879,93 55,94%
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möchte ich sagen, es ist eine gute Sache für die Gemeinde, und es ist auch ein wichtiger
Schritt.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund des einstimmigen Beschlusses des Gemei-
ndevorstands, den E-Fairteiler als Zusatzvertrag zum gültigen Stromliefervertrag nacht-
räglich zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Produktblatt E-Fairteiler, Sideletter zum Stromliefervertrag

9. AUFSICHTSBESCHWERDE

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Aufgrund einer aufsichtsbehördlichen Beschwerde von Frau DI Dr. Wiesinger, Sonnenweg
9, wurde der Bürgermeister als Baubehörde I. Instanz aufgefordert, eine Stellungnahme
abzugeben. Befürchtet wird von Frau DI Dr. Wiesinger, dass der Abstand von mind. 2,0 m
der Terrasse auf der Garage beim Nachbarn zur Grundgrenze nicht eingehalten wird.
Mit Schreiben vom 06.12.2023 wurde von der Marktgemeinde Seewalchen/A. eine
Stellungnahme abgegeben. In dieser wurde der Sachverhalt dargestellt, auf die baupol.
Überprüfung hingewiesen und die gesetzlichen Bestimmungen angeführt. Die
Baubehörde kam nach eingehender Prüfung zu dem Ergebnis, dass nichts gegen die
Terrassennutzung spricht, da Absperrmaßnahmen (Blumentröge, Absperrbänder)
getroffenwurden, sodass die Terrasse nur eingeschränkt benutzbar ist und die gesetzlich
geforderten Mindestabstände eingehalten werden.
Das Amt der Landesregierung, Abt. Direktion Inneres und Kommunales teilt am
02.08.2024 schriftlich mit, dass kein (weiteres) aufsichtsbehördliches Handeln
erforderlich ist und das Aufsichtsbeschwerdeverfahren daher eingestellt wird.
Dieses Schreiben wird auch dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.

Das Schreiben der IKD bezüglich der Einstellung des Verfahrens wird zur Kenntnis
genommen.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die aufsichtsbehördlichen Beschwerde von Frau DI
Dr. Wiesinger zur Kenntnis zu nehmen..

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Beschwerde Wiesinger, Stellungnahme Gemeinde, Schreiben IKD

10. ALLFÄLLIGES

9.1. Einstellung aufsichtsbehördliches Beschwerdeverfahren DI Dr. Wiesinger wegen
Terrassennutzung
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GVClaudia Hauschildt-Buschberger fragt bezüglich der größerenBaustelle in der Haupts-
traße nach, wie lange diese so bleibenwürde, denn es sei schon etwas eng, weil nun links
und rechts die Straße abgeteilt sei.

Der Bürgermeister antwortet, dass es die Möglichkeit gibt, über die Attersee-Bundesstr-
aße auszuweichen. Wie lange das sein wird, das wisse er auch nicht so genau.

GR HaraldMayrhofer erklärt, dass deswegen links und rechts abgeteilt sei, weil der Gehs-
teig, der zuerst rechts gewesen sei, nun links entlang gehe - mit der roten Folie abgesich-
ert sei - damit dieser nicht durch die Baustelle führe. Die Baustelle werde sicher ein Jahr
dauern.

GR Peter Reiter sagt, dass er im Frühjahr bereits einmal einen Folder über das Répair-Café
aufgelegt habe. Dies sei im Rahmen des Agenda-2030-Prozesses entstanden. Man habe
nun die dritte Veranstaltung und die sei am 11. Oktober in Seewalchen. Wenn jemand ein
defektes Gerät haben sollte, dann könne dieser jederzeit in die Mittelschule von 14.30 bis
18 Uhr kommen. Es würden dort auch textile Sachen repariert werden, gekürzt usw. Man
freue sich, wenn viele Leute kommen würden.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl informiert darüber, dass man wieder Ausstellungen
und Vernissagen im Rathaus habe. Einladung hierfür sollten alle Gemeinderät:innen erh-
alten haben. Sie würde sich freuen, doch einmal ein paar Gemeinderäte mit Anhang bei
solchen Vernissagen begrüßen zu dürfen.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger gibt an, überrascht gewesen zu sein, aber auch erf-
reut, als er gelesen habe, dass es eine gewerbliche Nutzung des alten Feuerwehrgeb-
äudes am 11. Oktober gebe. Da gebe es einen Verkauf durch ein Sportgeschäft. Er sei selbst
dort Kunde und es sei wirklich ein tolles Geschäft. Er freue sich auch, wenn die Gemeinde
hier einwenig Geld bekäme, wenn es die gewerbliche Nutzung erlaube. Eswäre allerdings
schön gewesen,wennman vorher gewusst hätte, dass es eine gewerblicheNutzung eines
Gebäudes, das in ihrem Eigentum stehe, gebe und man dies nicht aus Facebook erfahren
müsse.

Amtsleiter Christoph Riedler erwidert, dass es hier so sei, wie bei jedem anderen Verein
auch. Eswurde ja die Sportunion Seewalchen gegründet.Wenn jemand einen Platz suchen
würde und dieserwäre vorhanden und diese seien ja Seewalchner, dann frage er sich, wa-
rum diese dies nicht nutzen sollten.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger antwortet, dagegen auch nichts zu haben, aber dies
sei Sport Streicher, der hier seinen Schlussverkaufmache. Es passe ja auch und er sei froh,
dass dieser dies mache und er werde wahrscheinlich auch hingehen.

Amtsleiter Christoph Riedler erinnert nochmals an die neue Wahlzeit von 8 bis 13 Uhr.
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Keine weiterenWortmeldungen.

Nachdemdie Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge undWortmeldungen nicht
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:33 Uhr.

Der Schriftführer: Der Vorsitzende:

…………………………………. ………………………………………
(AL Christoph Riedler, MSc) Bgm. Gerald Egger, MBA

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in
der Sitzung vom 14.11.2024 keine Einwendungen erhobenwurden und diese Verhandlung-
sschrift daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Der Vorsitzende:

(Bgm. Gerald Egger)

Für die SPÖ-Fraktion: Für die ÖVP-Fraktion:

…………………………………… ………………………………….
(GV. Ing.Kurt Berger) (GV. Markus Kitzberger)

Für die FPÖ-Fraktion: Für die GRÜNE-Fraktion:

..…………………………………… ………………………………….
(GV. Karin Hemetsberger) (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)

.


